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Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts
nichts vorhanden (genau null)
Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor
Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist
Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll
vorläufige Zahl
berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich aus dem Runden der Einzelwerte.



Zur Möglichkeit der Regionalisierung privater Einkommen 
auf die Gemeinden Nordrhein-Westfalens

Dr. Marco Scharmer

1 Regionalisierung 
in den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen

Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen haben das Ziel, ein möglichst
umfassendes, tief gegliedertes und
quantitatives Gesamtbild des Wirt-
schaftskreislaufs zu liefern. Damit sind
sie das zentrale volkswirtschaftliche
Statistiksystem, welches den Datenbe-
darf verschiedenster gesamtwirtschaft-
licher Fragestellungen deckt. In das
System der VGR gehen Daten einer
Vielzahl unterschiedlicher Wirtschafts-
und Finanzstatistiken ein und werden
zu einem konsistenten Rechenwerk
zusammengefügt. In Deutschland wer-
den die VGR als nationale und als regi-
onale Berechnungen durchgeführt.
Die nationalen VGR, welche in der
Zuständigkeit des Statistischen Bun-
desamtes liegen, liefern Ergebnisse
zu verschiedenen Merkmalen für

Deutschland insgesamt. Die Ergebnis-
se der regionalen VGR werden in
Deutschland vom Arbeitskreis „Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnungen
der Länder“ (AK VGR d L), dem alle
statistischen Landesämter angehören,
arbeitsteilig berechnet. Die regiona-
len VGR sind bemüht, die nationalen
Ergebnisse so weit wie möglich auch
für regionale Einheiten darzustellen.
Als regionale Einheiten gelten hier
vor allem die Bundesländer. Daneben
werden aber auch zahlreiche Merk-
male für die kreisfreien Städte und
Kreise berechnet.

Dabei ist das Berechnungsprogramm
je nach regionaler Ebene stark unter-
schiedlich und nimmt mit der regio-
nalen und fachlichen Aufgliederung
an Tiefe ab. So sind für die Bundes-
länder noch die Drei-Seiten-Rech-
nung der VGR (Entstehungs-, Ver-
wendungs- und Verteilungsrech-
nung) und damit der Wirtschafts-
kreislauf darstellbar, für die Kreis-
ebene ist dieses nicht mehr möglich.

Hier lassen sich jeweils nur ausge-
wählte Merkmale der Drei-Seiten-
Rechnung des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) berechnen. Der Grund für das
mit zunehmender Regionalisierung
reduzierte Berechnungsprogramm
liegt in den unvollständig vorhande-
nen statistischen Informationen für
kleinräumige Geld- und Güterströ-
me. Dieser Mangel wiegt umso
schwerer, da diesen Strömen gerade
in der tieferen regionalen Gliede-
rungsebene ein größeres Gewicht
zukommt, als es beispielsweise auf
der nationalen Ebene der Fall ist. Un-
ter interregionalen Geld- und Güter-
strömen sind vor allem der Handel
sowie die Einkommens- und Finanz-
transfers zwischen den Regionen zu
verstehen, die in den eng verflochte-
nen Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
regionen Nordrhein-Westfalens sehr
bedeutsam sind.2) Grundsätzlich ist
der Anteil der interregionalen Trans-
aktionen an der regionalen Wirt-
schaftsleistung umso größer, je klei-
ner die Gebietseinheit ist. Insofern
können regionale Ergebnisse vielfach
nur schätzungsweise über so genann-
te Schlüsselgrößen ermittelt werden.

Aus dem mit zunehmender Regiona-
lisierung abnehmenden Datenpro-
gramm folgt nicht nur, dass für klei-
nere Gebietseinheiten weniger oder
weniger tief gegliederte Merkmale
zur Verfügung stehen, sondern die-
sen Ergebnissen i. d. R. auch eine ge-
ringere Genauigkeit zukommt, als es
bei den Ergebnissen größerer Regio-
nen der Fall sein dürfte. Dieser Sach-
verhalt ist bei der Zielsetzung von
Analysen und der Ergebnisinterpre-
tation zu beachten. Da in Nordrhein-
Westfalen aber vergleichsweise be-
völkerungsstarke Gemeinden beste-
hen, dürften sich die Einschränkun-
gen in Grenzen halten. 

Kleinräumige Angaben zu den Einkommen von privaten Haushalten stellen
für viele Unternehmen eine wichtige Informationsgröße bei der Standortwahl,
Absatzplanung und Preispolitik dar. Aber auch als Indikator für die gesamt-
wirtschaftliche Standortqualität und den monetären Wohlstand einer Region
hat das regionalisierte Einkommen eine große Bedeutung für die Wirtschafts-,
Struktur- und Regionalpolitik. Ein Regionalvergleich des verfügbaren Einkom-
mens – bezogen auf die Einwohnerzahl – ermöglicht z. B. Aussagen zur regio-
nalen Einkommensstruktur, zu Umverteilungs- und zu Wohlstandseffekten so-
wie mittelbar auch zur lokalen Kaufkraft.

Im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) werden neben
Angaben zum Wirtschaftswachstum, zur Investitionstätigkeit sowie zum Kon-
sum auch die Einkommen der privaten Haushalte für Bundesländer und kreis-
freie Städte und Kreise berechnet. In den 80er-Jahren hat das LDS NRW zudem
Ergebnisse zum privaten Einkommen in den Gemeinden erstellt.1) Die Berech-
nungen wurden jedoch mit den umfangreichen Methoden- und Quellenände-
rungen im Zuge der regelmäßig stattfindenden Revisionen der VGR, aus de-
nen sich neue verpflichtende Aufgaben im Arbeitskreis Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen der Länder ergaben, nicht weitergeführt. Da aber weiter-
hin ein sehr großes Interesse der Datennutzer an diesen Angaben besteht, hat
das LDS NRW nach Möglichkeiten gesucht, das aktuell für kreisfreie Städte
und Kreise berechnete Einkommen der privaten Haushalte weiter für Gemein-
den zu regionalisieren. Mit dem vorliegenden Beitrag werden die zugrunde lie-
genden Methoden und Berechnungen näher erläutert und damit das Wissen
über die kleinräumigen Einkommensverhältnisse in den Gemeinden erweitert.
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–––––––––––
2) Vgl. zum Auseinanderfallen von Wohn- und
Arbeitsorten: Scharmer, Marco, Pendlerver-
flechtungen in NRW – Analyse der revidierten
Ergebnisse, in: Statistische Analysen und Studi-
en, hrsg. vom LDS NRW, Band 22, 2005, insbe-
sondere S. 12 ff.

–––––––––––
1) Vgl. Gerß, Wolfgang, Schätzung aggregier-
ter privater Einkommen in den Gemeinden, in:
Statistische Rundschau für das Land NRW, hrsg.
vom LDS NRW, Nr. 12, 1986.
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Dass durch den Arbeitskreis VGR der
Länder dennoch zahlreiche VGR-
Merkmale für Regionen unterhalb
der Ebene von Bundesländern be-
rechnet werden, ergibt sich durch
den Datenbedarf der Statistikkonsu-
menten aus Politik, Wirtschaft und
Wissenschaft. Insbesondere für das
BIP und die Einkommen der privaten
Haushalte erwies es sich bislang für
viele Fragestellungen als hinderlich,
dass hier Ergebnisse nur für kreis-
freie Städte und Kreise, nicht jedoch
für kreisangehörige Gemeinden be-
rechnet werden.3)

2 Bedeutung der Einkommen
privater Haushalte

Regional differenzierte Ergebnisse
zum verfügbaren Einkommen der
privaten Haushalte sind für viele Un-
ternehmen eine wichtige Informati-
onsgröße bei Standortentscheidun-
gen, Absatzplanungen und der Preis-
politik. So sind über das Niveau und
die Entwicklung des verfügbaren
Einkommens Aussagen zu Wohl-
standseffekten und mittelbar auch
zur lokalen Kaufkraft möglich. An
diese knüpfen zahlreiche Vertreter
des Einzelhandels, des Freizeit- und
Unterhaltungsgewerbes, der Kredit-
und Versicherungswirtschaft, aber
auch Handwerker und Konsumgüter-
produzenten ihre Geschäftserwar-
tungen. Sie können dabei ihre Ab-
satz- und Vertriebsplanung, insbe-
sondere die Einteilung marktgerech-
ter Verkaufsgebiete sowie Standort-
forschung an den regionalen Ergeb-
nissen zum verfügbaren Einkommen
ausrichten.

Daneben kommt dem regionalisier-
ten Einkommen auch eine große Be-
deutung für die Wirtschafts-, Struk-
tur- und Regionalpolitik zu. So ist
das Einkommen der privaten Haus-
halte ein aussagefähiger Indikator
zur gesamtwirtschaftlichen Standort-
qualität und zum monetären Wohl-
stand einer Region. Ein Vergleich der
regionalen Einkommensergebnisse
mit dem regionalen BIP liefert Aussa-
gen darüber, inwiefern die im lau-

fenden Produktionsprozess entstan-
dene Wertschöpfung als Einkommen
in den jeweiligen Regionen ver-
bleibt. Auf Grund der auf die jeweili-
ge Einwohnerzahl bezogenen Ergeb-
nisse kann die Ausgewogenheit der
regionalen Einkommensstruktur ein-
geschätzt und mögliche Wohlstands-
effekte von politisch motivierten
Korrekturen über die Einkommens-
umverteilungen gemessen werden.
Das verfügbare Einkommen der pri-
vaten Haushalte liefert also detail-
lierte Informationen über die materi-
elle Lage privater Haushalte in den
einzelnen Regionen und gewährt zu-
dem Einblicke auf die Angleichung
der Lebensverhältnisse, insbesondere
in den traditionell strukturschwa-
chen Regionen.

Die privaten Haushalte umfassen im
Sinne der VGR alle Personen soweit
sie am Markt als Konsumenten oder
als Produzenten auftreten und nicht
die Rechtsform einer Kapitalgesell-
schaft gebildet wird. Im Gegensatz
zu den Kapitalgesellschaften findet
hier keine Trennung der Unterneh-
menssphäre von den Eigentümer-
oder Unternehmerhaushalten statt.
Damit werden neben allen Privatper-
sonen auch alle Einzelunternehmer,
Gewerbetreibenden und sonstige
Angehörige der freien Berufe, wie
beispielsweise Ärzte, Anwälte und
selbstständige Landwirte, den priva-
ten Haushalten zugerechnet. Eine
Sektorentrennung in nichtfinanzielle
Kapitalgesellschaften (alle Kapitalge-
sellschaften ohne Banken und Versi-
cherungen), finanzielle Kapitalge-
sellschaften (Banken und Versiche-
rungen), Staat, private Haushalte
und Organisationen ohne Erwerbs-
zweck (z. B. Verbände, Kirchen, Ver-
eine) findet nur in den nationalen
VGR statt. In den regionalen Berech-
nungen ist es durch das Fehlen ge-
eigneter statistischer Informationen
bereits für die Ebene der Bundeslän-
der nicht mehr möglich eine
vollständige Sektorentrennung vor-
zunehmen. Die privaten Haushalte
können in den regionalen Berech-
nungen des AK VGR d L nur mit den
Organisationen ohne Erwerbszweck
zusammengefasst dargestellt wer-
den. Insofern sind für Bundesländer,
kreisfreie Städte, Kreise oder Ge-

meinden die Einkommen der priva-
ten Haushalte immer unter Ein-
schluss der Organisationen ohne Er-
werbszweck zu verstehen.

3 Regionale Einkommens-
verteilungs- und Einkom-
mensumverteilungsrechnung
in der VGR

Die Einkommensverteilungsrech-
nung knüpft eng an die Ergebnisse
der Einkommensentstehungsrech-
nung an. Bei Letzterer wird auf die
Einkommensquelle abgestellt; die
Löhne und Gehälter werden somit
als Arbeitskosten betrachtet. Hier
gilt das Arbeitsortprinzip oder „In-
landskonzept“, bei dem alle inner-
halb des definierten Gebietes
entstandenen Arbeitnehmerentgelte
am Arbeitsort erfasst werden und
zwar unabhängig davon, ob diese an
Inländer oder an einpendelnde Aus-
länder (i. S. der betrachteten Region,
also nicht zwingend Angehörige an-
derer Nationalitäten) gezahlt wer-
den. Dieses Konzept dient zur Mes-
sung der Wirtschaftskraft im Sinne
von Produktionskraft eines Gebietes.
Demgegenüber entspricht die Ein-
kommensverteilungsrechnung dem
Wohnortprinzip oder „Inländerkon-
zept“. Hier wird der Einkommenszu-
fluss – als Summe aus allen empfan-
genen Einkommen am Wohnort – in-
nerhalb der definierten Gebietsein-
heit betrachtet und zwar unabhän-
gig davon, ob diese im Inland oder
im Ausland erzielt wurden. Somit
werden auch die Einkommensüber-
tragungen von der übrigen Welt und
an die übrige Welt, also die interre-
gionalen Einkommensströme, be-
rücksichtigt. Dieses Konzept dient
zur Messung des materiellen Wohl-
stands im Sinne von Konsum und
Kaufkraft der Bevölkerung des be-
trachteten Gebietes, wobei auf
Grund der Nichtberücksichtigung re-
gionaler Unterschiede in den Kon-
sumgüterpreisen nur eine Seite der
Kaufkraft betrachtet werden kann.4)

An die Einkommensverteilungsrech-
nung schließt sich die Einkommens-

–––––––––––
3) Vgl. Gerß, Wolfgang, Ergebnisse der VGR für
Gemeinden, in: Statistische Rundschau für das
Land NRW, hrsg. vom LDS NRW, Nr. 4, 1986.

–––––––––––
4) Vgl. u. a. Ausführungen und Punkt 6 „Über-
gang zur ungebundenen Kaufkraft – ein Aus-
blick“.
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umverteilungsrechnung an. Hier
wird ausgehend von dem in der Ein-
kommensverteilungsrechnung be-
rechneten Primäreinkommen, wel-
ches sämtliche den inländischen
Haushalten zugeflossene Einkom-
men aus Erwerbstätigkeit und Ver-
mögen beinhaltet, die Umverteilung
dieser entstandenen Einkommen in
Form von Transfers bis zum verfüg-
baren Einkommen der privaten
Haushalte berechnet. Das verfügbare
Einkommen stellt den monetären
Betrag dar, der den Haushalten für
den privaten Konsum oder zur Er-
sparnisbildung zur Verfügung steht.

Die regionalisierten Einkommensag-
gregate werden, ebenso wie die na-
tionalen Ergebnisse, nach dem Euro-
päischen System Volkswirtschaftli-
cher Gesamtrechnungen (ESVG 1995)
berechnet. Das Primäreinkommen
der privaten Haushalte entspricht
dem BIP, abzüglich der Abschreibun-
gen, der Produktions- und Importab-
gaben an den Staat, dem Betriebs-
überschuss sowie der Vermögensein-
kommen und zuzüglich der Subven-
tionen an den Staat sowie dem Saldo
der Primäreinkommen aus der übri-
gen Welt. Es setzt sich zusammen
aus dem empfangenen Arbeitneh-
merentgelt, dem Betriebsüberschuss
und dem übrigen Einkommen aus Er-
werbstätigkeit (Selbstständigenein-
kommen) sowie dem Saldo aus emp-
fangenen und geleisteten Vermö-
genseinkommen.

Das verfügbare Einkommen der pri-
vaten Haushalte ergibt sich aus dem
Primäreinkommen zuzüglich der
empfangenen sowie abzüglich der
geleisteten Transferzahlungen. Als
empfangene Transferzahlungen gel-
ten vor allem monetäre Leistungen
der Sozialversicherung, Pensionen
und Beihilfen, Sozialhilfe, Kinder-
und Erziehungsgeld sowie Leistungen
aus privaten Sicherungssystemen. Ge-
leistete Transferzahlungen umfassen
Sozialbeiträge der Arbeitgeber, Ar-
beitnehmer und der Selbstständigen,
Einkommen- und Vermögensteuern,
Körperschaftsteuer sowie sonstige
entrichtete direkte Steuern und Ab-
gaben. Das verfügbare Einkommen
der privaten Haushalte entspricht da-
mit dem Einkommen, welches den

privaten Haushalten letztlich zufließt
und das sie grundsätzlich für Kon-
sum- und Sparzwecke verwenden
können. Es sollte aber nicht mit dem
Begriff „Kaufkraft“ gleichgesetzt
werden, da die Kaufkraft nur auf
den Konsum abstellt und grundsätz-
lich auch das Preisniveau, also die re-
ale Kaufkraft, berücksichtigt. Das
verfügbare Einkommen stellt dem-
gegenüber aber nur eine nominale
Größe dar, in der Preisunterschiede
keinen Eingang finden.5)

Wie bereits erwähnt reduziert sich
mit zunehmender regionaler Gliede-
rungstiefe die verfügbare Datenba-
sis, so dass zahlreiche Merkmale für
die kleineren Regionen nicht direkt
berechnet werden können. In der
Einkommensverteilung wendet der

AK VGR d L bei der Kreisberechnung
ein indirektes Verfahren an. Dabei
wird das Ergebnis der jeweils überge-
ordneten Gebietseinheit tiefstmöglich
in Teilaggregate zerlegt. Die einzel-
nen Komponenten werden dann mit
Hilfe geeigneter Schlüsselgrößen auf
die untergeordneten Regionen auf-
geteilt. Die sich auf diese Weise er-
gebenden Teilaggregate für unter-
geordnete Gebietseinheiten werden
anschließend zu einem Gesamtag-
gregat der entsprechenden Region
zusammengefasst. Bei der Anwen-
dung dieses indirekten Verfahrens
wird unterstellt, dass die Werte der
unterschiedlichen Schlüsselgrößen in
einer Region im gleichen Verhältnis
zueinander stehen wie es sich bei ei-
ner – jedoch nicht durchführbaren –
direkten Berechnung der Teilaggre-
gate ergeben hätte. Gestützt wird
diese Annahme durch die bei der
übergeordneten Region vorgenom-
mene tiefstmögliche Disaggregation

–––––––––––
5) Auf den Unterschied und den Zusammen-
hang beider Größen wird im weiteren Verlauf
des Beitrags unter Punkt 6 „Übergang zur un-
gebundenen Kaufkraft – ein Ausblick“ einge-
gangen.

Übersicht 1: Vom Bruttoinlandsprodukt zum verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte

Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen

–

–

Saldo der Primäreinkommen aus der übrigen Welt

Abschreibungen

–

+

Produktions- und Importabgaben

Subventionen

= Volkseinkommen

Arbeitnehmerentgelt

+

+

Betriebsüberschuss/ 
Selbstständigeneinkommen

Saldo der empfangenen und 
geleisteten Vermögenseinkommen

–

=

Unternehmens- und Vermögenseinkommen
der Kapitalgesellschaften und des Staates

Primäreinkommen der privaten Haushalte

+

–

empfangene laufende Transferzahlungen

geleistete laufende Transferzahlungen

=
verfügbares Einkommen 
der privaten Haushalte1)

Konsumausgaben Sparen 1) nach dem Ausgabenkonzept einschließlich der
erworbenen betrieblichen Versorgungsansprüche
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in Komponenten und die Verwen-
dung von geeigneten Schlüsselgrö-
ßen. Damit ist sichergestellt, dass die
zu schlüsselnden Teilaggregate rela-
tiv homogen sind. Für die indirekte
Berechnung von Regionalergebnis-
sen durch Disaggregation von Anga-
ben der übergeordneten Gebietsein-
heit ist es erforderlich, zuerst den
Deutschlandwert zu berechnen. Im
Anschluss können die Ergebnisse für
Bundesländer sowie daraus die An-
gaben für kreisfreie Städte und Krei-
se abgeleitet werden.

4 Realisierbarkeit 
der Einkommensberechnung
für Gemeinden

Vor dem Hintergrund des starken In-
teresses der Statistikkunden an Ein-
kommens- und daraus abgeleiteten
Kaufkraftdaten für kleine Gebiets-
einheiten hat das LDS NRW die Mög-
lichkeit geprüft, die Schätzungen des
Primäreinkommens und des verfüg-
baren Einkommens auf die Gemein-

deebene auszudehnen. Dabei wurde
von den Kreisrechnungen des Primär-
einkommens und des verfügbaren
Einkommens ausgegangen, welche
zum laufenden Arbeitsprogramm des
AK VGR d L gehören. Die Ermittlung
der Einkommensgrößen für kreisfreie
Städte und Kreise wird in einer tiefen
Untergliederung, mit 52 voneinander
unabhängigen Einkommensarten bzw.
Arten von empfangenen und geleis-
teten Transfers vorgenommen, die als
Summe das verfügbare Einkommen
ergeben. Da zahlreiche Einkommens-
komponenten nicht originär auf der
Kreisebene vorliegen, werden diese
mit Hilfe von zusammen 38 Schlüssel-
größen regionalisiert. Hier wird un-
terstellt, dass sich die regionalen Teil-
ergebnisse der Schlüsselgrößen zu ih-
rer Gesamtheit ebenso verhalten, wie
die – nicht vorliegenden – jeweiligen
regionalen Teilergebnisse der Ein-
kommenskomponenten zur Gesamt-
heit. 

Von den im Rahmen der inhaltlich
tief gegliederten Kreisberechnungen

zum verfügbaren Einkommen ange-
wandten 38 Schlüsselgrößen liegen
34 auch auf der Gemeindeebene in
allen Ländern vor. Das entspricht, ge-
messen am Landesergebnis, in etwa
95 Prozent vom monetären Volumen
des verfügbaren Einkommens. Für die
übrigen vier Positionen, die nicht für
Gemeinden zur Verfügung stehen,
werden zunächst die Kreisergebnisse
nach der bisherigen Methode berech-
net und diese dann mit einem geeig-
neten Ersatz-Schlüssel auf die Ge-
meinden des Kreises verteilt. Im Er-
gebnis zeigt sich, dass es unter Zuhil-
fenahme von plausiblen und im Volu-
men weniger bedeutsamen Ersatz-
größen auch für die tiefe Gemeinde-
gliederung möglich ist, die VGR-Ein-
kommenskomponenten mit voll an-
gemessenen Daten zu berechnen.

Die folgenden Übersichten zeigen
für jede Einkommenskomponente
die jeweils verwendete Schlüsselgrö-
ße und Datenquelle des Schlüssels.
Weiterhin weisen die Übersichten
aus, ob der in der Kreisberechnung

Lfd.
Nr. Einkommenskomponente Kreis- bzw. Gemeindeschlüssel Datenquelle

Gemeinde-
ebene
ja/nein

Gewicht
in %

1 Arbeitnehmerentgelt (empfangenes) Bruttolohn der Lohnsteuerpflichtigen
abzüglich Versorgungsbezüge 

Lohn- und Einkommensteuerstatistik ja 76,2

2

3

Betriebsüberschuss/ 
Selbstständigeneinkommen

Betriebsüberschuss/Selbstständigen-
einkommen der Landwirtschaft

Betriebsüberschuss in der 
Wohnungsvermietung

Standarddeckungsbeiträge

Wohnfläche in Wohngebäuden

Agrarstrukturerhebung

Wohnungsbestand in den Gemeinden

ja

ja

0,4

4,6

4

5

Betriebsüberschuss (ohne Landwirtschaft
und Wohnungsvermietung)

Einkünfte aus Gewerbebetrieb und aus
selbstständiger Arbeit
(ohne Veräußerungsgewinne)

Geleistetes Vermögenseinkommen
Geleistete Zinsen von 
Selbstständigen/Einzelunternehmen

Steuerpflichtige mit Einkünften aus Land-
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und
selbstständiger Arbeit

6

7

8

9

Konsumkredite

Wohnungsbaukredite

Bevölkerung im Alter von 20 bis
einschließlich 60 Jahren

Fertiggestellte Wohnungen in
Wohngebäuden der letzten 5 Jahre

Geleistete Zinsen von privaten
Organisationen ohne Erwerbszweck

Geleistetes Pachteinkommen

Restkoordinierung

Kreise: Pachtentgelt je ha x Pachtfläche
Gemeinden: Landwirtschaftliche
Nutzfläche

Lohn- und Einkommensteuerstatistik ja

Lohn- und Einkommensteuerstatistik ja

8,7

0,9

Altersstruktur der Bevölkerung

Statistik der Baufertigstellungen

ja

ja

Einkommensrechnung regionale VGR

Kreise: Landwirtschaftszählung
Gemeinden: Agrarstrukturerhebung

ja

nein
ja

0,7

2,0

0

0,1

10
11

Empfangenes Vermögenseinkommen
Empfangene Zinsen
Ausschüttungen

Durchschnittliche Jahresbevölkerung
Einkünfte aus Kapitalvermögen

12

13

14

Gewinnentnahmen

Empfangenes Vermögenseinkommen
aus Versicherungsverträgen

Einkünfte aus Gewerbebetrieb (ohne
Veräußerungsgewinne)
Bevölkerung im Alter von 
15 und mehr Jahren

Empfangenes Pachteinkommen Kreise: Pachtentgelt je ha x Pachtfläche
Gemeinden: Landwirtschaftliche
Nutzfläche

Fortschreibung Bevölkerungsstand
Lohn- und Einkommensteuerstatistik

ja
ja

4,7
1,7

Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Altersstruktur der Bevölkerung

ja

ja

Kreise: Landwirtschaftszählung
Gemeinden: Agrarstrukturerhebung

nein
ja

18,5

2,5

0,1

= PRIMÄREINKOMMEN

Übersicht 2: Primäreinkommen
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verwendete Schlüssel auch auf der
Gemeindeebene zur Verfügung
steht. Zur Beurteilung der Bedeu-
tung einer Datenquelle bzw. des als
Hilfsgröße verwendeten Schlüssels
kann das prozentuale Gewicht am
Landeswert herangezogen werden,
weshalb dieses ebenfalls ausgewie-
sen wird. Eine nur als bedingt geeig-
nete Schlüsselgröße wirkt sich nicht
oder nur geringfügig auf das Ge-
samtergebnis der Gebietseinheit aus,
wenn deren Anteil gemessen am Ge-
samtwert des verfügbaren Einkom-
mens unbedeutend ist.

Das Primäreinkommen ergibt sich
aus dem empfangenen Arbeitneh-
merentgelt, den Einkommen aus
selbstständiger Tätigkeit (hierzu zäh-
len auch unterstellte Mieten für
selbst genutztes Wohneigentum) so-
wie dem Saldo aus geleisteten und
empfangenen Vermögenseinkom-
men. Das Primäreinkommen wird
über die Positionen der laufenden
Nummern 1 bis 14 berechnet. Hier-
bei stellt die Lohn- und Einkommen-

steuerstatistik, gemessen am verfüg-
baren Einkommen, den bei weitem
gewichtigsten Teil. Die Einkommen-
steuerstatistik ist in der tiefen regio-
nalen Gliederung nicht unproblema-
tisch, da sie entsprechend der Peri-
odizität der Steuerstatistik nur alle
drei Jahre erhoben wird und die Zwi-
schenjahre interpoliert werden müs-
sen. Dadurch kann sich ein teilweise
größerer Änderungsbedarf am aktu-
ellen Rand ergeben. Zudem schlagen
sich steuerliche Änderungen umso
stärker in den Ergebnissen nieder, je
kleiner die betrachtete regionale
Einheit ist und überdecken mitunter
realökonomische Entwicklungen.
Das „empfangene und geleistete
Pachteinkommen“ zählt zum Vermö-
genseinkommen. Der Landeswert
wird mit dem Produkt aus Pachtent-
gelt und Pachtfläche auf die kreis-
freien Städte und Kreise geschlüsselt.
Diese Angaben stehen auf Gemein-
deebene nicht zur Verfügung. Da-
rum werden die Kreisergebnisse mit-
tels der landwirtschaftlichen Nutzflä-
che weiter auf die jeweiligen Ge-

meinden verteilt. Auf Grund des ge-
ringen Gewichts dieser Position ist
der Sachverhalt aber von eher unter-
geordneter Bedeutung.

Das verfügbare Einkommen ergibt
sich aus dem Primäreinkommen zu-
züglich der empfangenen sowie ab-
züglich der geleisteten Transferzah-
lungen. Als empfangene Transfer-
zahlungen gelten die den privaten
Haushalten zugeflossenen sozialen
Leistungen, z. B. Leistungen der Sozi-
alversicherungen, Pensionen, Sozial-
hilfe und Leistungen aus privaten Si-
cherungssystemen. Die empfange-
nen Transferzahlungen werden über
die Positionen der laufenden Num-
mern 15 bis 34 berechnet. Der Lan-
deswert der Einkommenskomponen-
te „empfangene Rentenzahlungen“
wird mit dem durchschnittlichen
Rentenzahlbetrag nach Wohnort auf
die Kreisebene verteilt. Die Renten-
zahlungen liegen aber nicht für die
Gemeindeebene vor, weshalb hier
ein Ersatzschlüssel zur Anwendung
kommt. Die Kreisergebnisse werden

Lfd.
Nr. Einkommenskomponente Kreis- bzw. Gemeindeschlüssel Datenquelle

Gemeinde-
ebene
ja/nein

Gewicht
in %

Empfangene monetäre Sozialleistungen
15

16
17
18

Rentenversicherung (Arbeiter,
Angestellte, Knappschaften)

Gesetzliche Krankenversicherung

Kreise: durchschnittliche 
Rentenzahlbeiträge

Gemeinden: Bevölkerung
im Alter ab 65 Jahren

Durchschnittliche Jahresbevölkerung
Arbeitslosenversicherung
Gesetzliche Unfallversicherung

Arbeitslose, durchschnittliche Jahreszahlen
SV-Beschäftigte und Beamte nach dem
Wohnort

Kreise: AK VGR
Gemeinden: Altersstruktur
der Bevölkerung

Fortschreibung Bevölkerungsstand

nein
ja

ja
Bundesagentur für Arbeit
Statistik der  SV-Beschäftigten
Personalstandstatistik

ja
ja
ja

14,9

0,5
2,7
0,4

19
20

21

22

Landwirtschaftliche Alterskassen
Gesetzliche Pflegeversicherung

Landwirtschaftliche Betriebe
Kreise: Pflegebedürftige 
Leistungsempfänger

Gemeinden: Bevölkerung im Alter von
75 und mehr Jahren

Sozialleistungen aus privaten
   Sicherungssystemen
Öffentliche Pensionen

Summe aus lfd. Nr. 14, 18 und 21

Kreise: Bruttobezüge im
Berichtsmonat Januar

Gemeinden: Versorgungsbezüge

23

24

25

26

Beihilfen und Unterstützungen
für Aktive

Versorgung der Kriegsopfer

SV-Beschäftigte und Beamte nach dem
Wohnort

Kreise: Bruttoausgaben für Kriegsopfer
Gemeinden: Sozialhilfeempfänger

Geldleistungen der Arbeitslosenhilfe

Gesetzliches Kindergeld

Arbeitslose: durchschnittliche
Jahreszahlen

Kinder im Alter von unter 18 Jahren

Agrarstrukturerhebung
Pflegestatistik
Altersstruktur der Bevölkerung

ja
zz. nein

ja

Einkommensrechnung regionale VGR

Kreise: 
Versorgungsempfängerstatistik 

Gemeinden: Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik

ja

zz. nein

ja

0,1
0,3

2,5

2,5

Statistik der  SV-Beschäftigten
Personalstandstatistik
Kreise: Kriegsopferfürsorge
Gemeinden: Sozialhilfestatistik

ja
ja

nein
ja

Bundesagentur für Arbeit

Altersstruktur der Bevölkerung

ja

ja

0,4

0,2

1,2

2,5
27

28

29
30

Geldleistungen der Sozialhilfe und
   Kriegsopferfürsorge

Wohngeld

Kreise: Sozialhilfe- und 
Kriegsopferausgaben

Gemeinden: Sozialhilfeempfänger
Durchschnittliches Wohngeld x Anzahl
der Wohngeldempfänger

Erziehungsgeld
Ausbildungsbeihilfen

Geborene
Bevölkerung im Alter von 18
bis unter 25 Jahren

31
32
33
34

Übrige soziale Geldleistungen
Schadenversicherungsleistungen

Durchschnittliche Jahresbevölkerung
Primäreinkommen

Sozialbeiträge (private Haushalte)
Übrige laufende Transfers

Durchschnittliche Jahresbevölkerung
Durchschnittliche Jahresbevölkerung

Kreise: Sozialhilfestatistik,
Kriegsopferfürsorge
Gemeinden: Sozialhilfestatistik
Wohngeld

nein

ja
ja

Fortschreibung Bevölkerungsstand
Altersstruktur der Bevölkerung

ja
ja

1,3

0,4

0,2
0,1

Fortschreibung Bevölkerungsstand
Einkommensrechnung regionale VGR

ja
ja

Fortschreibung Bevölkerungsstand
Fortschreibung Bevölkerungsstand

ja
ja

0,3
3,6

0
1,1

Übersicht 3: Empfangene monetäre Sozialleistungen
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mit der durchschnittlichen jährlichen
Bevölkerung im Alter ab 65 Jahren
auf die Gemeinden geschlüsselt. Die
zu Grunde liegende Annahme, dass
sich die Rentenempfänger ganz ähn-
lich wie die Bevölkerung der über
65-Jährigen über die Gemeinden ei-
nes Kreises verteilen, erscheint plau-
sibel. Weiterhin ist nachteilig, dass
die „Leistungen der Sozialhilfe“
ebenfalls nur für die Kreisebene zur
Verfügung stehen. Das Kreisergebnis
wird daher mit Hilfe der Anzahl von
Sozialhilfeempfängern auf die ent-
sprechenden Gemeinden aufgeteilt.
Gleiches gilt für die „Leistungen der
Kriegsopferfürsorge“.

Als geleistete Transferzahlungen gel-
ten gezahlte Einkommen- und Ver-
mögensteuern, Sozialbeiträge sowie
sonstige geleistete Übertragungen.
Sie werden über die Positionen der
laufenden Nummern 35 bis 52 be-
rechnet. Die Lohn- und Einkommen-
steuerstatistik stellt eine gewichtige
Quelle für den Verteilungsschlüssel
dar. Hier gelten hinsichtlich der Peri-
odizität und möglicher Änderungen
in der Steuergesetzgebung die glei-
chen Einschränkungen wie bei den
Komponenten des Primäreinkom-
mens. Daneben liegen weitere Da-
tenquellen nur für größere Gebiets-
einheiten vor, so dass bereits bei den
Kreisberechnungen Schätzungen an-
hand der Bevölkerung erforderlich

werden. Bei den Komponenten „So-
zialbeiträge der privaten Haushalte“
und „übrige geleistete Transfers“
gelten diese Einschränkungen natür-
lich auch für die Berechnung von Ge-
meindeergebnissen.

5 Plausibilität 
der Gemeindeergebnisse

Die Ergebnisse der umfangreichen,
inhaltlich tief gegliederten und jähr-
lich durchgeführten Berechnungen
zum verfügbaren Einkommen auf
Kreisebene sind trotz der systembe-
dingten Einschränkungen voll akzep-
tiert und bilden heute für viele Fra-
gestellungen eine unverzichtbare
Datengrundlage. Es wurde gezeigt,
dass die überwiegende Zahl der im
Rahmen der regionalen VGR-Ein-
kommensberechnungen verwende-
ten Quellen und Schlüssel durchge-
hend auch für Gemeinden zur Verfü-
gung stehen. Es muss jedoch beach-
tet werden, dass es sich bei den Er-
gebnissen für kleinere Gebietseinhei-
ten um fundierte Schätzungen han-
delt, denen ein mehr oder minder
großer Schätzfehler innewohnen
kann. Mit der weiteren regionalen
Disaggregation verschlechtert sich
naturgemäß die Datenbasis, wo-
durch den kleinräumigen Ergebnis-
sen tendenziell eine geringere Ge-
nauigkeit zukommt als den Angaben

der jeweils höheren Aggregations-
ebene.6) Somit stellt sich bei der
Analyse von Gemeindeergebnissen
die Frage nach deren Plausibilität
und Zuverlässigkeit.

Der Zuverlässigkeitsgrad von VGR-Er-
gebnissen sowohl auf Bundes-, Lan-
des- und Kreisebene als auch für die
Gemeindeebene ist grundsätzlich
nicht quantifizierbar. Das liegt einer-
seits daran, dass einige Statistiken
nicht in der gewünschten jährlichen
Periodizität vorliegen. Andererseits
fehlen für viele andere Einkommens-
positionen originäre statistische An-
gaben, so dass der Landeswert be-
reits bei den Kreisrechnungen indi-
rekt mit Hilfe von geeigneten Ersatz-
größen geschlüsselt werden muss.
Das Problem möglicherweise erhebli-
cher Schätzfehler einzelner Einkom-
menskomponenten lässt sich zwar
nicht quantifizieren, wird aber durch
das methodische Vorgehen ent-
schärft. Die VGR-Merkmale Primär-
einkommen und verfügbares Ein-
kommen werden aus den für die je-
weils übergeordnete Gebietseinheit
vorliegenden Ergebnissen abgeleitet.
Die Berechnungen sind durch dieses
stufenweise Vorgehen auf jeder re-
gionalen Ebene so weit wie möglich
methodisch einander angepasst. Da-

Lfd.
Nr. Einkommenskomponente Kreis- bzw. Gemeindeschlüssel Datenquelle

Gemeinde-
ebene
ja/nein

Gewicht
in %

Geleistete Steuern und Sozialbeiträge
35
36

37
38

Lohnsteuer (Inländer) 
Veranlagte Einkommensteuer

Einbehaltene Lohnsteuer
Festgesetzte Einkommen-/
Jahreslohnsteuer

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag
Solidaritätszuschlag aus nicht veranlagter
Einkommensteuer

Einkünfte aus Kapitalvermögen
Festgesetzte Einkommen-/
Jahreslohnsteuer

Lohn- und Einkommensteuerstatistik
Lohn- und Einkommensteuerstatistik

ja
ja

Lohn- und Einkommensteuerstatistik
Lohn- und Einkommensteuerstatistik

ja
ja

11,6
1,3

0,7
0

39
40

41

42

Vermögensteuer der privaten Haushalte
Kraftfahrzeugsteuer der 
privaten Haushalte

Jahressteuerschuld
Bestand an KFZ

Sonstige Steuern
Tatsächliche Sozialbeiträge 
der Arbeitgeber

Durchschnittliche Jahresbevölkerung
Bruttolohn der Lohnsteuerpflichtigen 
abzüglich Versorgungsbezüge

43

44

45
46

Sozialbeiträge der Arbeitnehmer

Sozialbeiträge der Selbstständigen und
Nichterwerbstätigen

Bruttolohn der Lohnsteuerpflichtigen 
abzüglich Versorgungsbezüge
Summe aus lfd. 45 und 46

Pflicht- und freiwillige Beiträge
Beiträge der Empfänger sozialer
Leistungen

Summe aus lfd. Nr. 2, 3 und 4
Summe aus lfd. Nr. 17, 25 und 27

Vermögensteuerstatistik
Kraftfahrtbundesamt: Bestand an KFZ

ja
ja

Fortschreibung Bevölkerungsstand
Lohn- und Einkommensteuerstatistik

ja
ja

0
0,4

0
13,3

Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Einkommensrechnung regionale VGR

ja

ja

Einkommensrechnung regionale VGR
Einkommensrechnung regionale VGR

ja
ja

10,1

5,1

1,0
4,0

47
48
49
50

Beihilfen im Krankheitsfall
Arbeitgeberbeiträge Beamtenversorgung

Beamte nach dem Wohnort
Beamte nach dem Wohnort

Sozialbeiträge (private Haushalte)
Geleistete monetäre Sozialleistungen

Durchschnittliche Jahresbevölkerung
Durchschnittliche Jahresbevölkerung

51
52

Nettoprämien für Schadenversicherungen
Übrige laufende Transfers

Primäreinkommen
Durchschnittliche Jahresbevölkerung

Personalstandstatistik
Personalstandstatistik

ja
ja

Fortschreibung Bevölkerungsstand
Fortschreibung Bevölkerungsstand

ja
ja

0,2
1,4

0
0

Einkommensrechnung regionale VGR
Fortschreibung Bevölkerungsstand

ja
ja

3,5
1,2

Übersicht 4: Geleistete Steuern und Sozialbeiträge

–––––––––––
6) Auf Grund der vergleichsweise bevölke-
rungsstarken Gemeinden in NRW treffen diese
Einschränkungen hier nur bedingt zu.
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durch sind die Ergebnisse der kleine-
ren Gebietseinheiten recht gut kalib-
riert; d. h. die Summe über die Ein-
heiten jeder Ebene stimmt mit dem
Wert der jeweils übergeordneten Re-
gion überein und deren Einzelwerte
sollten nicht gravierend voneinander
und vom jeweiligen Kreisergebnis
abweichen.7)

Weiterhin werden für die überge-
ordneten Gebietseinheiten die Ein-
kommensmerkmale tiefstmöglich in
ihre Komponenten zerlegt und unter
besonderer Berücksichtigung jeder
einzelnen Teilgröße auf die nächst
kleinere Regionaleinheit geschlüs-
selt. Die so für die Gemeinden ge-
schätzten Ergebnisse der einzelnen
Einkommenskomponenten werden
dann zu einem Gesamtergebnis auf
Gemeindeebene zusammengefasst.
Hierdurch lässt sich tendenziell eine
Kompensation der möglichen
Schätzfehler der einzelnen Einkom-
mensgrößen erwarten. Selbst wenn
einzelne Schätzwerte stark fehler-
haft sein sollten, kann das Gemein-
deergebnis insgesamt durchaus als
plausibel gelten.8) Diese optimisti-
sche Annahme leitet sich aus folgen-
der Überlegung ab:
Jedes Gemeindeergebnis ist die Sum-
me aus dem stets positiven unbe-
kannten wahren Komponentenwert
und dem positiven oder negativen
Schätzfehler. Damit kann der Schätz-
wert im Idealfall gleich dem wahren
Wert oder gegenüber diesem größer
oder kleiner sein. Bei der Zusammen-
fassung der einzelnen Schätzwerte
addieren sich deren wahre Werte so-
wie deren Schätzfehler. Unter Be-
rücksichtigung der Vorzeichen wird
der wahre Wert für die zusammen-
gefassten Einkommenskomponenten
stets größer als für jedes einzelne Er-
gebnis sein. Der Schätzfehler kann
für die Summe der Einkommenskom-
ponenten absolut größer oder klei-
ner werden oder gleich bleiben. Zur
Beurteilung der Genauigkeit ist der
relative Schätzfehler als Anteil des
Schätzfehlers am wahren Wert zu

betrachten, d. h. die Differenz zwi-
schen Schätzwert und wahrem Wert
dividiert durch den wahren Wert. Im
ungünstigsten Fall ist der relative
Schätzfehler für die Summe der Ein-
kommenskomponenten so groß wie
der Schätzfehler des am stärksten
fehlerbehafteten Einzelergebnisses.
Im günstigsten Fall ist der relative
Schätzfehler für die Summe der Ein-
kommensteilergebnisse gleich Null.
Nun wird der ungünstigste Fall nur
auftreten, wenn die Schätzfehler al-
ler Einkommenskomponenten nach
dem Betrag und dem Vorzeichen
gleich sind, die Ergebnisse also in
gleicher Weise am stärksten fehler-
behaftet sind. Dieser ungünstigste
Fall ist bereits bei der Zusammenfas-
sung von zwei Einkommensgrößen
sehr unwahrscheinlich. Praktisch aus-
zuschließen ist das Eintreten des un-
günstigsten Falls bei der Zusammen-
fassung der 52 Komponenten zu ei-
nem Gemeindeergebnis. Realisti-
scher ist das Eintreten eines günsti-
geren Falls, bei dem – gleiche Vorzei-
chen vorausgesetzt – der relative
Schätzfehler des Gemeindeergebnis-
ses dem gewogenen arithmetischen
Mittel aus den Beträgen der relati-
ven Schätzfehler der Einkommens-
komponenten entspricht. Noch rea-
listischer ist der Fall, bei dem die re-
lativen Schätzfehler der Teilergebnis-
se unterschiedliche Vorzeichen besit-
zen. Hier kann der Schätzfehler des
Gesamtergebnisses dann sogar unter
dem Betrag des relativen Schätzfeh-
lers der am wenigsten fehlerbehafte-
ten Einkommenskomponente liegen.

Die Verwendung der Gemeindeer-
gebnisse als Baustein für größere Ge-
bietseinheiten, die nicht mit den
Kreisgrenzen übereinstimmen, ist ein
weiterer Schritt hin zu plausiblen Er-
gebnissen. Aus den zuvor angeführ-
ten wohlbegründeten Überlegungen
sind durch die Zusammenfassung
einzelner Gemeinden zu einer Grup-
pe eine Fehlerkompensation und da-
mit brauchbare Ergebnisse zu erwar-
ten. Zudem stellt die Zusammenfas-
sung von Gemeindeergebnissen ei-
nen Fortschritt in der Vervollständi-
gung des Datenangebots dar. Häufig
richten sich kleinräumige Analysen
auf Gebiete, deren Grenzen sich
nicht mit den Kreisgrenzen decken,

wohl aber mit den Gemeindegren-
zen, die sich durch eine individuelle
Zusammenfassung mehrerer benach-
barter Gemeinden ergeben. Ein wei-
terer Vorteil ist die Möglichkeit, dass
die Gemeinden nach Typen klassifi-
ziert werden können. Somit können
benachbarte und nicht benachbarte
Gemeinden entsprechend der Pro-
Kopf-Werte zu Einkommensklassen
zugeordnet werden. Schließlich kann
es für bestimmte Fragestellungen von
hohem Nutzen sein, bisher nicht vor-
liegende Einzelergebnisse von – typi-
scherweise in Nordrhein-Westfalen
bestehenden – einwohnerstarken Ge-
meinden zur Verfügung zu haben.

Eine abschließende Beurteilung der
Ergebnisplausibilität für die Schät-
zung der Einkommensmerkmale in
den Gemeinden, z. B. anhand der
Streuung zueinander oder der zeitli-
chen Stabilität der Anteile am Land
über mehrere Berichtsjahre, lässt sich
erst nach Vorliegen aller Ergebnisse
vornehmen. Die Analyse der Metho-
den und die theoretischen Überle-
gungen zum möglichen Schätzfehler
der Gemeindeergebnisse zeigen
aber, dass das verfügbare Datenma-
terial so gut wie möglich erschlossen
und genutzt wird. Über die ausführ-
liche Darstellung der Schätzmetho-
den wird auf vorliegende Schwach-
stellen hingewiesen, was die Daten-
nutzer vor einer „Überinterpretati-
on“ der Gemeindeergebnisse be-
wahren sollte.

6 Übergang 
zur ungebundenen 
„Kaufkraft“ – ein Ausblick

Der Begriff der „Kaufkraft“ besitzt
sowohl unter wirtschaftstheoreti-
scher als auch unter verteilungspoli-
tischer bzw. konsumorientierter
Sichtweise eine hohe Bedeutung. In
den Wirtschaftswissenschaften wird
hierunter die Kaufkraft des Geldes
verstanden, d. h. der Tauschwert ei-
nes monetären Betrages auf dem
Gütermarkt. Dabei hängt der
Tauschwert von der am Markt ange-
botenen Gütermenge und dem zur
Verfügung stehenden Geldbetrag
ab. Steigt die Gütermenge bei gleich
bleibenden Geldmitteln, werden die

–––––––––––
7) Eine endgültige Beurteilung der Ergebnis-
plausibilität, z. B. anhand der Streuung zuei-
nander, ist natürlich erst nach Vorliegen der
Berechnungsergebnisse zum Jahresende 2006
möglich.
8) Vgl. auch Gerß, Wolfgang, Schätzung aggre-
gierter privater Einkommen in den Gemeinden,
a. a. O., 1986.
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Preise fallen und der Tauschwert –
also die reale Kaufkraft – steigen.
Steht hingegen bei gleich bleibender
Gütermenge ein größerer Geldbe-
trag zur Verfügung, so werden die
Preise steigen und damit die reale
Kaufkraft sinken. Die Kaufkraft des
Geldes ist somit ein Indikator für das
Preisniveau in einer Region und
drückt aus, welche Gütermenge je
Geldeinheit getauscht werden kann.
Das verfügbare Einkommen stellt
demgegenüber den monetären Be-
trag dar, der den privaten Haushal-
ten zugeflossen ist und grundsätzlich
für Konsum- und Sparzwecke ver-
wendet werden kann. Es darf somit
nicht mit dem Begriff „Kaufkraft“
gleichgesetzt werden, da die Kauf-
kraft auf den Konsum abstellt und
damit das Preisniveau, also den
Tauschwert, berücksichtigt. Das ver-
fügbare Einkommen stellt aber nur
eine nominale Größe dar, in der
Preisunterschiede keinen Eingang
finden. Der für Konsumzwecke frei
zur Verfügung stehende Teil des Ein-
kommens steht hierbei im Mittel-
punkt zahlreicher Fragestellungen,
stellt er doch für viele Unternehmen
eine wichtige Informationsgröße bei
Standortentscheidungen, Absatzpla-
nungen und der Preispolitik dar. Da-
mit wäre es konsequent, das zuvor
kleinräumig berechnete verfügbare
Einkommen in die Teilgrößen Sparen
und Konsum aufzugliedern, womit
immer noch voll innerhalb der VGR-

Systematik operiert würde. Die Über-
sicht 5 orientiert sich an den einzel-
nen ausgaberelevanten Positionen
der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS); dieses Vorgehen ist
jedoch nicht zwingend.

Nun sind die privaten Haushalte in ih-
ren Konsumentscheidungen nicht
völlig frei. Von dem für Konsumzwe-
cke verfügbaren Teil des Einkommens
sind zunächst die Geldbeträge für die
existentiellen Bedürfnisse, wie Woh-
nen, Nahrungsmittel und Kleidung,
herauszurechnen. Da der Kauf von
Nahrungsmitteln und Kleidung zu-
mindest aus der Sicht des Einzelhan-
dels Konsum darstellt, sollten vom
verfügbaren Einkommen lediglich die
Nettoersparnisbildung, tatsächliche
und unterstellte Mieten, Mietneben-
kosten sowie Unterhaltszahlungen an
Dritte abgezogen werden. Weiterhin
könnten auch Aufwendungen für
den Beruf zu den gebundenen Aus-
gaben gezählt werden, was sich aber
auf Grund der mangelnden Verfüg-
barkeit von statistischen Angaben als
schwierig erweisen dürfte. Letztlich
ist der private Konsum somit in einen
gebundenen und einen ungebunde-
nen Teil zu trennen. 

Der ungebundene Teil kann dann
aus einkommenstheoretischer Sicht
auch als ungebundene „Kaufkraft“
bezeichnet werden. Die Bewertung
dieser Ergebnisse ist dann aber im-

mer unter dem Gesichtspunkt zu be-
trachten, dass hier nicht das regional
unterschiedliche Preisniveau eingeht.
Ein hohes verfügbares Einkommen
bei gleichzeitig hohem örtlichem
Preisniveau in einer Region muss si-
cher anders beurteilt werden wie ein
vergleichsweise geringes verfügbares
Einkommen bei niedrigen Preisen
vor Ort. Somit werden die Ergebnisse
zur ungebundenen Kaufkraft den
Nachteil mitbringen, dass hier ledig-
lich die Kaufkraft des Einkommens
und nicht die des Geldes angegeben
wird. Natürlich sind zunächst eher
praktische Probleme zu lösen, denn
hinsichtlich der kleinräumigen Schät-
zung des Sparens der privaten Haus-
halte sowie die dem gebundenen
Teil der privaten Konsumausgaben
zuzurechnenden Größen besteht ge-
genwärtig noch ein Forschungs- und
Entwicklungsbedarf. Inwieweit bei-
spielsweise Informationen aus der
EVS oder dem Mikrozensus genutzt
werden können, muss eingehend un-
tersucht werden. 

In jedem Fall werden aber bereits
durch die kleinräumigen Berechnun-
gen des Primäreinkommens und des
verfügbaren Einkommens nach dem
Konzept der VGR Datenlücken ge-
schlossen und dem Informationsbe-
darf von Wirtschaft und Politik Rech-
nung getragen. Erste Gemeindeer-
gebnisse für das Berichtsjahr 2004 sol-
len zum Jahresende 2006 vorliegen.

Übersicht 5: Der Übergang vom verfügbaren Einkommen zur ungebundenen „Kaufkraft“

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte (auf Gemeindeebene)1)

Konsumausgaben Sparen

gebundene Ausgaben ungebundene Ausgaben/„Kaufkraft“

– Wohnen, Energie, – Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren u. Ä. 
Wohnungsinstandhaltung   

– Unterhaltszahlungen an nicht im Haushalt
lebende Dritte

– Bekleidung und Schuhe                     
– Innenausstattung, Haushaltsgeräte und 

-gegenstände
– Sonstige Gebrauchsgüter für die Haushaltsführung
– Gesundheitspflege                         
– Teilnahme am (Straßen-)Verkehr
– Nachrichtenübermittlung                   
– Freizeit, Unterhaltung und Kultur         
– (Aus-)Bildung, Kinderbetreuung
– Ausgaben für Gaststätten- und Kantinenbesuche,

Hotelaufenthalte u. Ä.
– Sonstige Ausgaben für Waren und Dienstleistungen

VGR-
Konzept

„Kaufkraft“-
Konzept

1) nach dem Ausgabenkon-
zept einschließlich der er-
worbenen betrieblichen Ver-
sorgungsansprüche
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1 Einleitung 

1.1 Grundlagen 
dieser Untersuchung

Eine sozialpolitische Armuts- bzw. So-
zialberichterstattung außerhalb der
wissenschaftlichen Forschung hat sich
in Deutschland erst relativ spät etab-
liert. Seit Mitte der 1990er-Jahre wer-
den von den meisten Bundesländern
und von Trägern der freien Wohl-
fahrtspflege Sozialberichte vorge-
legt2), seit 2001 findet auch auf natio-
naler und europäischer Ebene eine
offizielle Sozialberichterstattung statt.
Zuvor waren fast ausschließlich von
Kommunen Armuts- oder Sozialhilfe-
berichte im Rahmen der kommunalen
Sozialplanung erstellt worden. 

In Nordrhein-Westfalen werden seit
1992 Sozialberichte auf Landesebene
erstellt. Die ersten Berichte konzen-
trierten sich auf die Darstellung der
Lebenslagen einzelner Bevölkerungs-
gruppen. 1998 wurde erstmals eine

integrierte Querschnittsuntersuchung
vorgelegt, die sich am Lebenslagen-
konzept orientierte und die Lebensla-
ge der Bevölkerung sowie der von
Armutsrisiken besonders betroffenen
Gruppen untersuchte. Mit dem Sozi-
albericht 2004 wurde dieses Berichts-
konzept zu einem Armuts- und Reich-
tumsbericht weiterentwickelt. 

Die Bundesregierung legte erstmals im
Jahre 2001 einen Armuts- und Reich-
tumsbericht vor. Anfang 2005 folgte
der zweite Bericht, mit dem „die Le-
benslagen der Menschen in Deutsch-
land auf der Basis objektiver statisti-
scher Daten“3) beschrieben werden.
Auf europäischer Ebene werden seit
dem Jahr 2000 gemeinsame Ziele und
Leitlinien zur Bekämpfung von Armut
und sozialer Ausgrenzung vereinbart.
Hierzu werden Indikatoren definiert,
mit denen die soziale Lage der Bevöl-
kerung und insbesondere das Ausmaß
und die Entwicklung von Armut und
sozialer Ausgrenzung gemessen und
von den einzelnen Staaten in nationa-
len Aktionsplänen dargestellt werden. 

Gemeinsam ist den Sozialberichten
die Zielsetzung, über Umfang und

Struktur von Armut und sozialer Aus-
grenzung zu berichten und somit
Hinweise zu deren Bekämpfung zu
geben. Allerdings unterscheiden sich
die Berichte hinsichtlich der methodi-
schen und konzeptionellen Ansätze.

Zentraler Bestandteil der Sozialbe-
richte ist die Armutsberichterstat-
tung. Dabei wird der Begriff der re-
lativen Armut zum Ausgangspunkt
der Analysen gemacht. Relative (Ein-
kommens-)Armut bezieht sich auf
die Einkommensungleichheit in einer
Gesellschaft. Um diese bestimmen zu
können, wird ein Durchschnittsein-
kommen als gesellschaftlicher Stan-
dard sowie eine untere Einkommens-
grenze als soziokulturelles Minimum
definiert, bei dessen Unterschreiten
relative Armut vorliegt. 

Hieran knüpft eine Reihe von me-
thodischen Fragen an:
– Welche Datenquelle wird für die

Berechnung des Einkommens und
der Einkommensverteilung heran-
gezogen?

– Wie wird das Pro-Kopf-Einkommen
in unterschiedlich großen Haushal-
ten vergleichbar gemacht bzw. wie
werden die finanziellen Vorteile ge-
meinsamen Wirtschaftens von Mehr-
personen-Haushalten berücksichtigt? 

– Wie wird das „Durchschnittsein-
kommen“, also der Mittelwert der
Einkommensverteilung definiert
und berechnet?

– Welchen Abstand vom Durch-
schnittseinkommen soll die Ein-
kommensgrenze haben, unterhalb
derer relative Armut beginnt?

Auch hier gilt: Es existieren keine
einheitlichen Definitionen und Be-
rechnungsmethoden. Jede dieser
Fragen wird in den Sozialberichten
des Bundes und der Länder unter-
schiedlich entschieden. Dies führt
dazu, dass die Ergebnisse der Berich-
te nicht vergleichbar sind und die
Nutzer bei der Interpretation der un-

Die vorliegende Untersuchung verfolgt eine zweifache Zielsetzung. Zum einen
werden das Konzept der Armutsmessung im Sozialbericht NRW 20041) und die
darin enthaltenen normativen Entscheidungen vorgestellt. Diesem wird das
Konzept der Armutsmessung nach EU-Definition gegenübergestellt, das der
Armutsberichterstattung des Bundes zugrunde liegt. 

Auf Basis dieser beiden Konzepte werden Armutsmaße für den Bund sowie die
alten und neuen Bundesländer berechnet. Damit werden die Auswirkungen der
unterschiedlichen Berechnungsmethoden verdeutlicht und zusätzlich regionale
Vergleiche ermöglicht. Ergänzend werden weitere Maße zur Darstellung der
Einkommensverteilung für die alten und neuen Bundesländer vorgestellt.

Zum anderen soll ein Beitrag zur Methoden-Diskussion in der Armutsforschung
aus Sicht der Landessozialberichterstattung geleistet werden. Die Darstellung
und Begründung des hier vorgestellten Konzepts der Armutsmessung versteht
sich auch als Anregung zur Diskussion über mögliche Vereinheitlichungen bei
der Konzeptionierung künftiger Sozialberichte. 

Statistische Analysen und Studien NRW, Band 35 11

–––––––––––
1) Der Bericht steht unter http://www.mags.
nrw.de/sozialberichte/sozialbericht04.html zum
Download bereit. Der Bericht wurde im Auf-
trag des Ministeriums für Gesundheit, Soziales,
Frauen und Familie Nordrhein-Westfalens vom
LDS NRW erstellt. 
2) Eine Übersicht über verfügbare Landessozial-
berichte findet sich unter http://www.mags.
nrw.de/sozialberichte.

–––––––––––
3) Bundesministerium für Gesundheit und Sozi-
ale Sicherung (Hrsg.) (2005): Lebenslagen in
Deutschland. Der zweite Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung, S. 3
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terschiedlich hohen Armutsquoten
mehr methodisch bedingte als tat-
sächliche Unterschiede vorfinden. 

Die Wahl einer bestimmten Daten-
quelle, die Festlegung eines Gewich-
tungsverfahrens für Mehrpersonen-
Haushalte, die Wahl eines Mittelwer-
tes und einer Armutsgrenze sind
normative Entscheidungen und mit-
hin nicht eindeutig und allgemein
gültig entscheidbar. Auftraggeber
und Autoren eines Sozialberichtes
müssen vorab diese Festlegungen
und Wahlentscheidungen treffen
und offen legen. Neben den norma-
tiven Entscheidungen spielen aber
auch pragmatische Aspekte etwa der
Datenverfügbarkeit eine Rolle. 

1.2 Analysen 
mit dem Bundesdatensatz 
des Mikrozensus 2003

In dem hier vorgestellten Projekt
wurden Armutsrisikoquoten für die
alten und die neuen Bundesländer
sowie für das gesamte Bundesgebiet
nach einheitlicher Methodik berech-
net, Abweichungen durch unter-
schiedliche Messkonzepte dargestellt
und somit erstmals vergleichbare Ar-
mutsmaße auf Bundes- und Länder-
ebene zur Verfügung gestellt. Hierzu
waren Auswertungen mit dem Bun-
desdatensatz des Mikrozensus erfor-
derlich. Um diese durchführen zu
können, wurde der Datensatz des
Mikrozensus über die Geschäftsstelle
des Forschungsdatenzentrums der
Länder angefordert. Nach Vorliegen
der Zustimmung aller statistischen
Landesämter konnten im LDS NRW
die erforderlichen Berechnungen
durchgeführt werden. Die Autoren
dieses Beitrages danken den Verant-
wortlichen in den statistischen Lan-
desämtern für die bereitwillige Zu-
stimmung zur Nutzung der Einzelda-
ten des Mikrozensus.

2 Methodische Grundlagen
der Berechnung von Armuts-
risikoquoten

Vor der Darstellung der Ergebnisse
der durchgeführten Analysen sollen
die zugrunde liegenden methodi-

schen Entscheidungen kurz skizziert
werden. Dies betrifft die Wahl der
Datenquelle, die Frage der Äquiva-
lenzgewichtung der Haushaltsein-
kommen sowie die Festlegung der
Armutsrisikogrenze.

2.1 Datenquelle: 
Mikrozensus oder EVS

Amtliche Statistiken, die sich grund-
sätzlich für Analysen zur relativen
Einkommensarmut eignen, sind ei-
nerseits der Mikrozensus und ande-
rerseits die Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS).

Der Mikrozensus ist eine seit 1957
jährlich durchgeführte amtliche Re-
präsentativstatistik bei 1 % aller pri-
vaten Haushalte, an der in NRW
etwa 80 000 Haushalte beteiligt sind.
Der Mikrozensus ist eine Mehr-
zweckstichprobe und dient der Erhe-
bung umfangreicher statistischer In-
formationen über die wirtschaftliche
und soziale Lage der Bevölkerung
sowie über die Erwerbstätigkeit, den
Arbeitsmarkt und die Ausbildung.
Bis zum Jahr 2004 wurde die Erhe-
bung einmal jährlich durchgeführt
und bezog sich auf eine feste Be-
richtswoche, die in der Regel die
letzte feiertagsfreie Woche im April
war. Seit Beginn 2005 läuft die Erhe-
bung kontinuierlich mit fortlaufen-
der Berichtswoche. Die Teilnahme
am Mikrozensus ist für die Haushalte
gesetzlich verpflichtend. Ein Großteil
der Fragen ist mit Auskunftspflicht
belegt, das gilt auch für die Einkom-
mensfragen. Im Rahmen des Mikro-
zensus wird das monatliche Netto-
einkommen sowohl auf Personen-
als auch auf Haushaltsebene erfragt,
wobei jedoch nicht der genaue Euro-
Betrag, sondern lediglich eine Ein-
kommensklasse angegeben werden
muss.

Die EVS ist eine Erhebung über die
Einkommens- und Vermögenssituati-
on der privaten Haushalte, welche
seit 1962/63 im Abstand von fünf
Jahren durchgeführt wird. Es han-
delt sich dabei um eine Befragung
von rund 0,2 % aller privaten Haus-
halte, welche nach einem Quoten-
stichprobenverfahren ausgewählt wer-

den. In NRW nehmen ca. 13 000
Haushalte an dieser freiwilligen Er-
hebung teil. Ziel der EVS ist es, durch
detaillierte Erhebung der Einnah-
men, Ausgaben sowie der Ausstat-
tung der Haushalte ein möglichst
umfassendes Bild von ihrer wirt-
schaftlichen Situation zu erhalten.
Die Analysen zur relativen Einkom-
mensarmut des Bundes basieren auf
den Daten der EVS.

Die wesentlichen Vor- und Nachteile
der beiden Erhebungen als Grundlage
für Analysen zur Einkommensarmut –
insbesondere im Rahmen der Landes-
sozialberichterstattung – lassen sich,
wie in folgender Übersicht dargestellt,
zusammenfassen (siehe Seite 13).

In der Gesamtbetrachtung lässt sich
festhalten, dass der Mikrozensus
trotz der im Vergleich zur EVS unge-
naueren Einkommensabfrage4) als
Datenquelle für Einkommensanaly-
sen auf Länderebene deutliche Vor-
teile gegenüber der EVS bietet. Her-
vorzuheben sind neben der hohen
Aktualität der Mikrozensusdaten ins-
besondere die hohen Fallzahlen, die
in Kombination mit den umfangrei-
chen soziodemografischen Angaben
tiefgehende Analysen auch für be-
völkerungsärmere Bundesländer er-
möglichen. Ebenfalls ist zu berück-
sichtigen, dass die Breite der im Mik-
rozensus abgefragten Themenfelder
auch die Verknüpfung von Armuts-
gefährdung mit einer großen Zahl
weiterer Merkmale wie Erwerbsver-
halten, Bildungsstand etc. erlaubt.

2.2 Die Wahl der Äquivalenz-
skala, des Mittelwertes 
und der Armutsrisikogrenze

Äquivalenzskala

Um Haushaltseinkommen vergleich-
bar zu machen, müssen sie in Bezug
auf die Größe und Struktur der je-
weiligen Haushalte relativiert werden.
–––––––––––
4) Auf die grundsätzliche Eignung der Einkom-
mensangaben des Mikrozensus zur Berechnung
von Armutsrisikoquoten soll an dieser Stelle
nicht eingegangen werden, sie wurde mittels
umfangreicher Untersuchungen bestätigt, vgl.
Stauder, Johannes; Hüning, Wolfgang (2004):
Die Messung von Äquivalenzeinkommen und
Armutsquoten auf der Basis des Mikrozensus.
In: Statistische Analysen und Studien NRW,
Band 13. Düsseldorf, S. 9 – 31
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Dazu werden auf Basis der Haushalts-
einkommen bedarfsgewichtete Pro-
Kopf-Einkommen, sog. Äquivalenzein-
kommen, berechnet. Ausgangspunkt
für die Berechnung ist das Haushalts-
nettoeinkommen. Dieses wird jedoch
nicht durch die Zahl der Haushaltsmit-
glieder dividiert, sondern durch die
Summe von Bedarfsgewichten, die
den einzelnen Personen im Haushalt
zugeordnet werden. Auf diese Weise
werden Einspareffekte berücksichtigt,
die sich durch gemeinsames Wohnen
und Wirtschaften ergeben.

Zur Festlegung der Bedarfsgewichte
für die einzelnen Haushaltsmitglie-
der existiert eine Vielzahl von Äqui-
valenzskalen, von denen jedoch die
OECD-Skalen am häufigsten Anwen-
dung finden. Die alte bzw. ursprüng-

liche OECD-Skala weist der ersten
Person im Haushalt ein Gewicht von
1, jeder weiteren Person im Alter
von 15 und mehr Jahren ein Gewicht
von 0,7 und Kindern im Alter von
unter 15 Jahren im Haushalt ein Ge-
wicht von 0,5 zu5). Die neue bzw.
modifizierte OECD-Skala unterstellt
größere Einsparungseffekte durch
gemeinsames Wirtschaften, indem
sie den weiteren Haushaltsmitglie-
dern geringere Gewichte zuteilt, sie
sieht für weitere Personen im Alter

von 15 und mehr Jahren ein Gewicht
von 0,5 und für Kinder im Alter von
unter 15 Jahren ein Gewicht von 0,3
vor. Auf EU-Ebene wurde mittlerwei-
le zur Anwendung der neuen OECD-
Skala übergegangen. Im NRW-Kon-
zept der Sozialberichterstattung
wurde die alte OECD-Skala gewählt,
weil sie mit den institutionellen Re-
gelungen und den Lebensverhältnis-
sen in Deutschland am besten über-
einstimmt.6) So ähneln die Bedarfs-
gewichte der alten OECD-Skala stark
denjenigen, die sich für Sozialhilfe-
leistungen ergeben, wenn man zu-
sätzlich zu den personenbezogenen
Sozialhilfe-Regelsätzen auch die
Übernahme der Mietkosten durch die
Sozialhilfe berücksichtigt.

Die Entscheidung für eine Äquiva-
lenzskala ist insofern von großer
Tragweite, als sie erhebliche Folgen
für die Verteilung des Armutsrisikos
innerhalb der Bevölkerung hat. Wel-
che Auswirkungen die unterschiedli-
chen Gewichtungsfaktoren der alten
und der neuen OECD-Skala auf die
Höhe der Armutsrisikoquoten einzel-
ner Bevölkerungsgruppen haben,
wird in Abschnitt 3.3 erläutert.

Mittelwert

Bei der Wahl der Maßzahl, die das
mittlere Einkommen der Bevölkerung
kennzeichnen soll, ist zwischen dem
Median und dem arithmetischen Mit-
tel zu entscheiden. 

Der Median ist derjenige Wert, wel-
cher in der Mitte einer aufsteigend
sortierten Reihe von Messwerten liegt.
Somit ist die eine Hälfte der Werte
kleiner und die andere größer als der
Median. Damit ist der Median unemp-
findlich gegenüber Extremwerten
bzw. Ausreißern, er wird vor allem von
Veränderungen im mittleren Bereich
der Einkommensverteilung beeinflusst. 

Das arithmetische Mittel hingegen ist
definiert als die Summe aller Messwer-
te dividiert durch ihre Anzahl. Anders
als beim Median gehen also alle Werte

–––––––––––
6) Vgl. Faik, Jürgen (1997): Institutionelle Äqui-
valenzskalen als Basis von Verteilungsanalysen.
In: Becker, Irene; Hauser, Richard (Hrsg.): Ein-
kommensverteilung und Armut: Deutschland
auf dem Weg zur Vierfünftel-Gesellschaft?
Frankfurt am Main/New York, S. 13 – 42

Vor- und Nachteile der Erhebungen Mikrozensus und EVS
für Einkommensanalysen im Rahmen der Sozialberichterstattung 
auf Bundesländerebene

Pro

Mikrozensus

– Gesetzlich verpflichtende Teilnah-
me und Auskunftspflicht, auch für
Einkommensangaben

– Hohe Aktualität (Durchführung bis
2004 jährlich, seit 2005 kontinuier-
lich)

– Die hohe Fallzahl sichert zum einen
Repräsentativität und ermöglicht
zum anderen tief gegliederte Aus-
wertungen, vor allem auch die Regio-
nalisierbarkeit der Daten auf Länder-
ebene sowie bei größeren Bundes-
ländern unterhalb der Landesebene.

– Erhebung umfangreicher soziode-
mografischer, haushaltsbezogener
sowie bildungs- und erwerbsstatis-
tischer Strukturdaten

EVS

– Die Einkommen werden nicht in
Klassen, sondern auf den Cent ge-
nau erhoben

– Das Einkommen wird vollständiger
und tiefer gegliedert erfasst als im
Mikrozensus: Erfassung von Brutto-
und Nettoeinkommen sowie der
Einkommensquellen (Erwerbsein-
kommen, öffentliche Transferzah-
lungen etc.) und Abgabearten
(Steuern, Beiträge zur Sozialversi-
cherung u. a.)

Contra – Die pauschale Abfrage des Haus-
haltsnettoeinkommens für den Be-
richtsmonat führt zu einer Unterer-
fassung der Einkommen, und zwar
hauptsächlich aus folgenden Grün-
den: Kleinere sowie unregelmäßig
anfallende Einkommensbestandtei-
le werden von den Berichtspflichti-
gen vergessen, jährlich anfallende
Sonderzahlungen wie Urlaubs- und
Weihnachtsgeld, 13. Monatsgehalt
etc. fließen nicht mit ein.

– Die Einkommensabfrage erfolgt in
Klassen, zudem ist die obere Klasse
offen gehalten, sie liegt aktuell bei
18 000 und mehr Euro.

– Das Einkommen von Haushalten, in
denen mindestens ein selbstständi-
ger Landwirt in der Haupttätigkeit
lebt, wird nicht erhoben.

– Die Freiwilligkeit der Teilnahme
führt zu einer Untererfassung ein-
kommensschwächerer Haushalte.

– Mangelnde Aktualität durch Erhe-
bung im 5-Jahres-Turnus, zudem
liegen die endgültigen Ergebnisse
liegen aufgrund der erheblichen
Plausibilisierungsarbeiten erst knapp
zwei Jahre später vor

– Haushalte mit einem monatlichen
Einkommen von mehr als 18 000
Euro  werden mangels repräsenta-
tiver Anzahl ausgeschlossen.

– Der vergleichsweise geringe Stichpro-
benumfang führt zu einer einge-
schränkten Auswertungstiefe, vor al-
lem auch zu mangelnder Regional-
isierbarkeit: Aussagen sind maximal
auf Bundesländerebene möglich, für
kleine Bundesländer ist die EVS für
Einkommensanalysen nicht nutzbar.

– Erhebung nur weniger soziodemo-
grafischer Angaben

–––––––––––
5) Die Altersabgrenzung von „unter 15 Jahren“
bzw. „15 Jahre und älter“ für die Zuteilung der
unterschiedlichen Bedarfsgewichte wurde bis
vor kurzem in den einschlägigen deutschen Ar-
mutsanalysen – u. a. auch im ersten Armuts-
und Reichtumsbericht der Bundesregierung –
verwendet und liegt auch den in dieser Veröf-
fentlichung durchgeführten Analysen zugrun-
de. Seit einiger Zeit setzt sich allerdings eine
Anpassung an die von der EU verwendete Al-
tersabgrenzung von „unter 14 Jahren“ bzw.
„14 Jahre und älter“ durch.
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in die Berechnung ein und das arith-
metische Mittel reagiert somit anfällig
auf extreme Werte.

Bei der Diskussion um den geeigne-
ten Mittelwert stehen sich methodi-
sche und inhaltliche Argumente ge-
genüber. Der Median ist – anders als
das arithmetische Mittel – gegen-
über Ausreißern und Untererfassun-
gen bei den extrem niedrigen und
extrem hohen Einkommen relativ
unempfindlich, was ihn insbesondere
bei der Analyse von Zeitreihen ge-
genüber Schwankungen in der Zu-
sammensetzung der Stichprobe ro-
buster macht. Wird allerdings der
Mikrozensus als Datenquelle ver-
wendet, ergibt sich ein ähnlicher Ef-
fekt durch die klassierte Einkom-
mensabfrage bei einer nach oben
hin offenen Klasse.

Andererseits kann argumentiert
werden, dass sich z. B. Veränderun-
gen der Einkommenshöhe im obe-
ren Einkommensbereich nicht auf
den Median und damit auch nicht
auf die Armutsrisikoquote auswir-
ken, was bei einem Konzept zur
Messung relativer Einkommensar-
mut durchaus erwünscht sein kann.

Armutsrisikogrenze

Die Armutsrisikogrenze wird nach
dem Konzept der relativen Einkom-
mensarmut bei einem bestimmten
Prozentsatz des durchschnittlichen
Nettoäquivalenzeinkommens festge-
setzt. Bei Verwendung des arithmeti-
schen Mittels wird die Armutsrisiko-
grenze in der Regel bei 50 %, bei
Verwendung des Medians bei 60 %
des mittleren Äquivalenzeinkom-
mens festgelegt.

Die Armutsrisikogrenze, auf welcher
die Analysen zur Einkommensarmut
im Sozialbericht NRW 2004 basieren,
liegt bei 50 % des arithmetischen
Mittels der Nettoäquivalenzeinkom-
men, berechnet nach der alten
OECD-Skala. Dieses Konzept war lan-
ge Zeit sowohl auf EU- wie auch auf
Bundesebene üblich.

Mittlerweile wird auf EU-Ebene eine
andere Armutsrisikogrenze verwen-

det. Diese liegt bei 60 % des Medi-
ans der Nettoäquivalenzeinkommen,
berechnet nach der neuen OECD-
Skala. Die auf dieser Grundlage be-
rechnete Armutsrisikoquote ist einer
der Laeken-Indikatoren7). Aus die-
sem Grund wird auch in der nationa-
len Armuts- und Reichtumsberichter-
stattung des Bundes diese Armutsri-
sikogrenze verwendet. 

3 Analysen zur Armutsgefähr-
dung und Einkommensvertei-
lung mit dem Mikrozensus

Im Folgenden werden zunächst Ar-
mutsgefährdung und Einkommens-
verteilung auf Basis des NRW-Kon-
zepts jeweils für das Gebiet der al-
ten und der neuen Bundesländer so-
wie für das Bundesgebiet insgesamt
dargestellt. Im Anschluss werden die
entsprechenden Armutsrisikoquoten
nach EU-Definition berechnet, um
die Auswirkungen unterschiedlicher
Armutsdefinitionen auf die Höhe
der Armutsrisikoquoten zu verdeut-
lichen. Als Datenquelle wird jeweils
der Mikrozensus genutzt.8) Abschlie-
ßend wird dargestellt, welchen Ein-
fluss die Wahl der Äquivalenzskala
auf die Höhe der Armutsgefährdung
verschiedener sozialer Gruppen hat.

Die durchgeführten Einkommens-
analysen beziehen sich ausschließlich
auf Nettoäquivalenzeinkommen von
Personen in Privathaushalten. 

3.1 Armutsgefährdung 
und Einkommensverteilung 
nach NRW-Konzept

3.1.1 Mittelwerte 
und Armutsrisikoschwellen

Legt man die alte OECD-Skala zu-
grunde und berechnet das arithmeti-
sche Mittel der bedarfsgewichteten

Pro-Kopf-Einkommen, so ergibt sich
für das gesamte Bundesgebiet – be-
zogen auf das Jahr 2003 – ein durch-
schnittliches Nettoäquivalenzeinkom-
men von 1 198 Euro pro Person. Die
neuen Bundesländer weisen mit ei-
nem mittleren Einkommen von 1 015
Euro ein deutlich niedrigeres Einkom-
mensniveau auf als die alten Länder,
in denen das durchschnittliche Netto-
äquivalenzeinkommen 1 239 Euro be-
trägt.

Unter Festlegung der Armutsrisiko-
grenze bei 50 % des durchschnittli-
chen Nettoäquivalenzeinkommens
beträgt die Armutsrisikoschwelle für
das Bundesgebiet insgesamt 599
Euro. Entsprechend dem niedrigeren
Einkommensniveau ist die Armutsri-
sikoschwelle in den neuen Bundes-
ländern um 112 Euro niedriger als in
den alten Ländern.

Die so berechneten Armutsrisiko-
schwellen gelten für Einpersonen-
haushalte. Zur Ermittlung der Ar-
mutsrisikoschwelle für andere Haus-
haltstypen müssen diese allgemeinen
Armutsrisikoschwellen mit der jewei-
ligen Summe der Äquivalenzgewich-
te der Haushalte multipliziert wer-
den. So ergibt sich beispielsweise für
einen Haushalt mit zwei Erwachse-
nen und zwei Kindern im Alter von
unter 15 Jahren eine bundesweite
Armutsrisikoschwelle von (1 + 0,7 +
0,5 + 0,5) * 599 EUR = 1 617 EUR.
Haushalte dieser Konstellation, die
ein monatliches Haushaltsnettoein-
kommen von weniger als 1 617 Euro
haben, gelten somit als armutsge-
fährdet.

–––––––––––
7) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in
Laeken im Dezember 2001 ein erstes Paket von
18 statistischen Indikatoren zur Messung von
Armut und sozialer Ausgrenzung (sog. Laeken-
Indikatoren) verabschiedet, die es ermöglichen
sollen, die Fortschritte der Mitgliedsstaaten bei
der Erreichung der gemeinsamen Ziele der EU
zur sozialen Eingliederung zu messen. – 8) Im
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung werden die Armutsindikatoren mit den
Daten der fünfjährlichen Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe berechnet.

*) bedarfsgewichtet nach der alten OECD-Skala – 
**) hier: 50 % des arithmetischen Mittels der Net-
toäquivalenzeinkommen der jeweiligen Bevölke-
rung – ***) Ergebnisse des Mikrozensus 

1. Durchschnittliche Netto-
äquivalenzeinkommen*)
und Armutsrisikoschwellen**)
im Mai 2003 nach Regionen***)

Region

Arithmeti-
sches Mittel
der Netto-

äqui-
valenzein-
kommen

EUR

Armuts-
risiko-

schwelle

Nordrhein-Westfalen

Alte Bundesländer

1 209  605

1 239  620
Neue Bundesländer

Deutschland 

1 015  508

1 198  599
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3.1.2 Armutsrisikoquoten 
nach dem NRW-Konzept 
bezogen auf regionalspezifische
Mittelwerte und Mittelwert Bund

Regionale Armutsrisikoquoten

Der regionale Vergleich von Ar-
mutsrisikoquoten erfordert die Fest-
legung, in Bezug auf welches
Durchschnittseinkommen die jewei-
lige Bevölkerung als armutsgefähr-
det gelten soll. So können Regionen
jeweils nur für sich genommen be-
trachtet werden, indem man unter-
sucht, wie hoch der Anteil der Per-
sonen ist, die weniger als 50 %
des durchschnittlichen Nettoäquiva-
lenzeinkommens aller Personen in
derselben Region zur Verfügung ha-
ben. Beispielsweise beträgt der An-
teil der Personen in den alten Län-
dern, die über weniger als die Hälf-
te des durchschnittlichen Nettoäqui-
valenzeinkommens der alten Länder
verfügen, 14,3 %. Alternativ kann
man aber auch die mittleren Äqui-
valenzeinkommen der zu verglei-
chenden Regionen auf den Durch-
schnitt aller Regionen beziehen. So
kann der Anteil der armutsgefähr-
deten Bevölkerung in den alten
Ländern auch in Bezug auf das
durchschnittliche Äquivalenzein-
kommen der Bevölkerung im ge-
samten Bundesgebiet berechnet
werden. Bezogen auf das bundes-
weit niedrigere Durchschnittsein-
kommen und die dementsprechend
niedrigere Armutsrisikoschwelle liegt
die Armutsrisikoquote in den alten
Ländern niedriger: 13,0 % der Perso-
nen in den alten Ländern verfügen
über weniger als die Hälfte des
Durchschnittseinkommens der Bevöl-
kerung im gesamten Bundesgebiet.

Die für NRW dargestellten Ver-
gleichswerte zeigen, dass in den ein-
zelnen Bundesländern die Ergebnisse
entsprechend der jeweiligen länder-
spezifischen Einkommensverteilung
sowie Sozial- und Haushaltsstruktur
naturgemäß von den bundesweiten
Durchschnittswerten abweichen. So
ist z. B. in NRW die am bundeswei-
ten Durchschnittseinkommen be-
rechnete Armutsrisikoquote mit
14,5 % nur geringfügig niedriger als
die am durchschnittlichen Äquiva-

lenzeinkommen der Bevölkerung des
Landes orientierte Quote mit 14,8 %.
Diese beiden Quoten zeigen, dass
sich das durchschnittliche Nettoäqui-
valenzeinkommen in NRW nur ge-
ringfügig vom bundesweiten Durch-
schnittseinkommen unterscheidet.
Der Anteil der armutsgefährdeten
Bevölkerung in NRW liegt, bezogen
auf das durchschnittliche Nettoäqui-
valenzeinkommen in NRW, etwas
höher als bezogen auf das bundes-
weite Durchschnittseinkommen.

Besonders deutlich wird die Bedeu-
tung der Wahl der Bezugsgröße am
Beispiel der neuen Bundesländer.
Betrachtet man die Einkommensver-
hältnisse im Gebiet der neuen Län-
der für sich genommen, ergeben sich
vergleichsweise geringe Armutsquo-
ten. Dort liegen 9,3 % der Bevölke-
rung mit ihrem Einkommen unter-
halb der Hälfte des dort vorhande-
nen Durchschnittseinkommens. Setzt
man jedoch das Einkommen ins Ver-
hältnis zum Durchschnitt der Bun-
desrepublik insgesamt, liegt die Ar-
mutsrisikoquote deutlich höher:
16 % der Bevölkerung in den neuen
Bundesländern verfügt über weniger
als die Hälfte des durchschnittlichen
Einkommens der Bevölkerung im ge-
samten Bundesgebiet. 

Grundsätzlich können nur Armutsri-
sikoquoten, die auf Basis einer ein-
heitlichen Bezugsgröße berechnet
werden, miteinander verglichen wer-

den. Die auf die länderspezifischen
Einkommensmittelwerte bezogenen
Quoten spiegeln hingegen Einkom-
mensverteilung und Armutsniveau
der jeweiligen Region besser wider. 

Armutsrisikoquoten verschiedener
Bevölkerungsgruppen

Die Armutsrisiken sind in der Bevöl-
kerung sehr ungleich verteilt. Die
einfache Berechnung einer einzigen
Armutsrisikoquote für die Gesamt-
population ist daher wenig aussage-
kräftig. Einer der großen Vorteile
des Mikrozensus als Datenquelle für
die Sozialberichterstattung ist die
Vielzahl der erhobenen Merkmale,
die es erlaubt, die Einkommenssitua-
tion verschiedener sozialer Gruppen
zu analysieren.

Die folgende Tabelle (Seite 16) zeigt
die Armutsrisiken ausgewählter sozi-
aler Gruppen in den alten und den
neuen Bundesländern – immer in Be-
zug auf das Durchschnittseinkom-
men im gesamten Bundesgebiet –
sowie für Deutschland insgesamt.

Das Risiko relativer Einkommensar-
mut ist abhängig von der Höhe des
Einkommens des Haushalts, in wel-
chem eine Person lebt, sowie von der
Zahl und dem Alter der Haushalts-
mitglieder. Dementsprechend vertei-
len sich die Armutsrisiken in der Be-
völkerung.

Nordrhein-Westfalen alte Bundesländer neue Bundesländer Deutschland
0

2

4

6

8
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14,8
14,3

9,3

14,5

13,0

16,0

13,5

Abb. 1 Armutsrisikoquoten*) im Mai 2003 nach Regionen**) 
und Bezugsgrößen

Grafik: LDS NRW
*) Berechnung nach NRW-Konzept: 50 % arithmetisches Mittel, alte OECD-Skala – **) Ergebnisse des Mikrozensus

regionalspezifischer
Mittelwert

bundesweiter
Mittelwert
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Ein unmittelbar mit dem Einkommen
zusammenhängender Risikofaktor
für Armut ist Erwerbslosigkeit. Bezo-
gen auf das gesamte Bundesgebiet
haben 39,0 % der Erwerbslosen ein
Einkommen, das unterhalb der Ar-
mutsrisikogrenze liegt. Die Armutsri-
sikoquote der Erwerbstätigen ist da-
gegen mit 7,0 deutlich unterdurch-
schnittlich. 

Je höher die Zahl der im Haushalt le-
benden Kinder ist, desto höher ist
tendenziell das Armutsrisiko, denn
desto mehr Personen müssen von
dem Haushaltseinkommen leben. Zu-
sätzlich ist die Möglichkeit für die El-
tern, einer Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen, durch die Notwendigkeit der
Kinderbetreuung zumindest einge-
schränkt. So liegt das Risiko der rela-
tiven Einkommensarmut für Perso-
nen in Haushalten, in denen Kinder
unter 18 Jahren leben, höher als für
Personen in Haushalten ohne min-
derjährige Kinder. Die Armutsrisiko-
quote steigt mit zunehmender Kin-
derzahl, bei Personen in Haushalten,

in denen drei oder mehr Kinder le-
ben, liegt sie bundesweit bei 38,9.

Haushalte von allein Erziehenden min-
derjähriger Kinder sind besonders be-
troffen, denn hier ist in der Regel das
allein erziehende Elternteil sowohl für
die Einkommenserzielung wie für die
Kindererziehung verantwortlich. Per-
sonen in diesen Haushalten weisen,
bezogen auf das Bundesgebiet, eine
Armutsrisikoquote von 39,5 auf.

Mit diesen, mit der Lebenssituation
zusammenhängenden Armutsrisiken
korrespondiert die mit dem Alter va-
riierende Armutsgefährdung. Am
stärksten sind Kinder von Armutsrisi-
ken betroffen. Die Armutsrisikoquo-
ten nach Altersgruppen sind bei Per-
sonen im Alter von unter 18 Jahren
am höchsten. Mit zunehmendem Al-
ter nimmt die Armutsgefährdung ab,
Personen im Rentenalter weisen die
niedrigsten Armutsrisikoquoten auf.

Eine weitere von einem sehr hohen
Armutsrisiko betroffene Bevölke-

rungsgruppe sind Personen ohne
deutsche Staatsangehörigkeit. Auf-
fallend ist die deutlich höhere Ar-
mutsgefährdung nicht deutscher
Personen in den neuen Ländern.

3.1.3 Einkommensverteilung

Armutsrisikoquoten, die auf dem
Konzept der relativen Einkommens-
armut basieren, sagen nichts über
das Einkommensniveau einer Gesell-
schaft aus, sondern sie sind ein Maß
für die Ungleichheit der Einkom-
mensverteilung in der Bevölkerung.
Die Einkommensverteilung lässt sich
mit Hilfe verschiedener Maße noch
genauer beschreiben.

Einkommensdezile, Gini-Koeffizient
und Quintil-Ratio

Die folgende Abbildung (siehe Seite 17)
stellt die prozentuale Verteilung der
Einkommen auf die Dezile dar, an
ihr lässt sich somit ablesen, wie groß
die Anteile der jeweiligen Einkom-
mensdezile am Gesamteinkommen
sind.

So haben beispielsweise die zehn Pro-
zent einkommensschwächsten Perso-
nen in den alten Bundesländern einen
Anteil von 3,4 % und die zehn Pro-
zent einkommensstärksten Personen
einen Anteil von 24,5 % des Gesamt-
einkommens aller Personen in den al-
ten Bundesländern. Die entsprechen-
den Anteile für die neuen Bundeslän-
der betragen 4,0 % und 20,4 % am
dortigen Gesamteinkommen.

Als eine zusammenfassende Maßzahl
für die Ungleichverteilung von Ein-
kommen kann der Gini-Koeffizient
berechnet werden. Der Gini-Koeffizi-
ent ist ein Maß der relativen Kon-
zentration bzw. Ungleichheit und
kann einen Wert zwischen Null
(Gleichverteilung) und Eins (maxima-
le Konzentration) annehmen.

Ein Gini-Koeffizient von 0,3 für
Deutschland insgesamt zeigt an, dass
die Einkommen weder gleich noch
sehr ungleich verteilt sind. Aussage-
kräftiger ist jedoch der Vergleich der
Werte für die alten und die neuen

*) hier: Zahl der Personen mit einem Nettoäquivalenzeinkommen von weniger als 50 % vom arithmetischen
Mittel der Nettoäquivalenzeinkommen der bundesweiten Bevölkerung je 100 Personen mit entsprechenden
sozialstrukturellen Merkmalen in den jeweiligen Regionen – **) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) mit min-
destens einem Kind im Alter von unter 18 Jahren

2. Armutsrisikoquoten*) im Mai 2003 nach Regionen
und ausgewählten sozialen Gruppen**)

Soziale Gruppe

Armutsrisikoquote bezogen auf das durchschnittliche 
bundesweite Nettoäquivalenzeinkommen

Nordrhein-
Westfalen

alte
Bundesländer

neue 
Bundesländer Deutschland

Bevölkerung insgesamt

Männlich 

14,5 13,0

14,2 12,6

16,0 13,5

16,0 13,2
Weiblich 

Erwerbstätige 
Erwerbslose 

14,7 13,3

7,4
39,5

6,5
37,2

Nichterwerbspersonen 

Allein Lebende 
Paare ohne Kind 

17,7 16,5

12,0
6,2

12,9
6,4

16,1 13,8

9,2
42,2

7,0
39,0

16,2 16,4

18,4
6,6

13,9
6,4

Paare mit Kind(ern)1)

Allein Erziehende1)

Haushalte ohne Kind

20,4
41,5

16,7
37,7

8,5 8,6
Haushalte1) mit ... Kind(ern)
1
2
3 und mehr

16,3 13,3
19,6
42,9

16,6
37,4

21,3
45,4

17,4
39,5

10,6 9,0

19,2 14,6
27,6
52,0

18,1
38,9

Alter von ... bis 
unter .... Jahren
unter 18
18 – 30

25,4
20,2

21,7
17,3

30 – 45 
45 – 65 
65 und mehr

14,0
9,1

12,1
8,2

7,1 8,8

28,9
22,6

22,8
18,3

17,9
11,4

13,1
8,8

5,3 8,1

Deutsche 
Nichtdeutsche 

11,6
38,2

10,6
34,1

15,5
54,5

11,6
34,7
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Bundesländer. Dieser zeigt, dass in
den neuen Bundesländern eine ho-
mogenere Einkommensverteilung vor-
liegt als in den alten.

Dieses Ergebnis wird auch durch die
sog. Quintil-Ratio belegt. Die Quin-
til-Ratio setzt die Summe der Ein-
kommen der 20 Prozent Einkom-
mensstärksten (oberes Quintil) ins
Verhältnis zur Summe der Einkom-
men der 20 Prozent Einkommens-
schwächsten (unteres Quintil). Je hö-
her die Quintil-Ratio ist, desto un-
gleicher ist die Einkommensvertei-
lung. Während die zwanzig Prozent
Einkommensreichsten in den alten
Bundesländern über das 4,6-fache
des Einkommens der zwanzig Pro-
zent Einkommensärmsten verfügen
können, beträgt das entsprechende
Verhältnis für die neuen Bundeslän-
der 3,5. 

Die weniger ungleiche Verteilung der
Einkommen in den neuen Bundeslän-
dern ist auch die Ursache dafür, dass

die regionalspezifische Armutsrisiko-
quote in den neuen Bundesländern
trotz des deutlich geringeren Einkom-
mensniveaus niedriger liegt als im frü-
heren Bundesgebiet.

Armutsgefährdungslücke

Eine Maßzahl zur Beschreibung des
Ausmaßes der Armutsgefährdung ist
die sog. Armutsgefährdungslücke,
welche den relativen Abstand des
durchschnittlichen Einkommens der
armutsgefährdeten Bevölkerung zur
Armutsrisikogrenze wiedergibt. 

Für Deutschland insgesamt beträgt
die Armutsgefährdungslücke 23,2 %,
das bedeutet, dass das durchschnitt-
liche Einkommen der Personen un-

terhalb der Armutsrisikoschwelle um
23,2 % unterhalb der Armutsrisiko-
schwelle liegt. 

Auch hier zeigt sich die geringere
Streuung der Einkommen in den
neuen Bundesländern. Der Abstand
des Durchschnittseinkommens der
armutsgefährdeten Personen zur Ar-
mutsrisikoschwelle ist dort kleiner als
in den alten Ländern.

3.2 Armutsgefährdung 
nach dem EU-Konzept

Im Folgenden werden auf Grundlage
des auf EU-Ebene angewandten
Konzepts Armutsrisikoschwellen und
Armutsrisikoquoten dargestellt. 

Das Konzept der Europäischen Union
zur Messung von relativer Einkom-
mensarmut sieht den Median als
Maßzahl zur Berechnung des mittle-
ren Einkommens vor. Der Median ist –
wie oben bereits aufgeführt – derjeni-
ge Wert, der eine Verteilung, in die-
sem Fall die Einkommensverteilung
der Bevölkerung, halbiert, d.h. 50 %
der Bevölkerung verfügen über ein
geringeres und 50 % über ein höhe-
res bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-Ein-
kommen als das Median-Einkommen.
Weiterhin legt das EU-Konzept als Ar-
mutsrisikoschwelle einen Wert von
60 % des mit dem Median berechne-
ten mittleren Einkommens fest.

3.2.1 Mittelwerte 
und Armutsrisikoschwellen

Ein Vergleich mit den Ergebnissen
nach dem im Sozialbericht NRW an-
gewandten Konzept zeigt, welche
Unterschiede sich durch Anwendung
der beiden Messkonzepte relativer
Einkommensarmut ergeben. Für
Deutschland insgesamt liegt das
mittlere Einkommen, berechnet mit
dem Median als Mittelwert, höher
als das mit dem arithmetischen Mit-
tel berechnete durchschnittliche Ein-
kommen. Dabei ergeben sich zwi-
schen den alten und den neuen Bun-
desländern deutliche Unterschiede.

Das Median-Einkommen unterschei-
det sich vergleichsweise gering von

*) bedarfsgewichtet nach der alten OECD-Skala – 
**) Ergebnisse des Mikrozensus

3. Ausgewählte Maßzahlen der 
Verteilung der Nettoäquivalenz-
einkommen*) im Mai 2003
nach Regionen**)

Region Gini-
Koeffizient

Quintil-
Ratio 

Nordrhein-Westfalen

Alte Bundesländer
Neue Bundesländer

0,31 4,7

0,30
0,24

4,6
3,5

Deutschland 0,30 4,5

*) Differenz zwischen der Armutsrisikoschwelle und
dem Durchschnittseinkommen (hier: arithmetisches
Mittel) der armutsgefährdeten Bevölkerung in % der
Armutsrisikoschwelle – **) Ergebnisse des Mikro-
zensus – 1) hier: 50 % des arithmetischen Mittels
der Nettoäquivalenzeinkommen (alte OECD-Skala)
der jeweiligen Bevölkerung 

4. Armutsgefährdungslücken*)
im Mai 2003 nach Regionen**)

Region

Armutsgefährdungslücke
mit  

regional-
spezifischem

bundes-
weitem

Nordrhein-Westfalen

Mittelwert als Bezugsgröße
der Armutsrisikoschwelle1)

%

24,5 24,4

Alte Bundesländer
Neue Bundesländer

24,0 23,6
21,5 21,6

Deutschland x 23,2

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10.
0 %

5 %

10 %

15 %

20 %

25 %

Abb. 2 Verteilung der Nettoäquivalenzeinkommen*) 
auf die Einkommensdezile im Mai 2003 nach Regionen**)

Grafik: LDS NRW*) bedarfsgewichtet nach der alten OECD-Skala – **) Ergebnisse des Mikrozensus

alte 
Bundesländer

Dezil

neue
Bundes-
länder
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dem als arithmetischer Mittelwert be-
rechneten Durchschnittseinkommen.
Auf Bundesebene liegt das Median-
Einkommen bei 1 220 Euro und somit
nur 22 Euro höher als das arithmeti-
sche Mittel. Für die alten Bundesländer
ist der Unterschied zwischen beiden
Einkommensmittelwerten mit 6 Euro
sehr gering, bei den neuen Bundeslän-
dern ist der Unterschied erheblich grö-
ßer: Hier liegt das Median-Einkommen
um 52 Euro über dem Mittelwert-Ein-
kommen. Die unterschiedliche Höhe
der mittleren Einkommen erklärt sich
aus zwei Faktoren: der unterschiedli-
chen Wahl des Mittelwertes und der
unterschiedlichen Gewichtungsskala.
Der Median liegt bei Verteilungen, die
in den unteren Klassen hohe und stark
ansteigende Besetzungszahlen, in den
hohen Klassen dagegen langsam fal-
lende, niedrige Besetzungszahlen auf-
weisen (linkssteile Verteilung), niedri-
ger als das arithmetische Mittel. Dies
trifft auf empirische Einkommensver-
teilungen zu. Die Wahl der Gewich-
tungsskala zur Berechnung des be-
darfsgewichteten Pro-Kopf-Einkom-
mens beeinflusst ebenfalls die Höhe
des durchschnittlichen Einkommens; so
führt die neue OECD-Skala mit ihren
niedrigeren Faktoren zu einem höhe-
ren Durchschnittseinkommen als die
alte OECD-Skala. Bei der Kombination
von Median und neuer OECD-Skala
entstehen im Vergleich zu arithmeti-
schem Mittel kombiniert mit alter
OECD-Skala gegenläufige Effekte, so
dass sich die alternativen Durch-
schnittseinkommen nicht sehr stark
unterscheiden. Um diese Effekte ge-
nauer zu quantifizieren, müssten sie
auf der Ebene einzelner Länder unter
Einbeziehung der jeweiligen Haus-
haltsstrukturen untersucht werden.

Die unterschiedlich hohen Prozentsät-
ze zur Festlegung der Armutsrisiko-

grenze führen dazu, dass sich die Ar-
mutsrisikoschwellen wesentlich stärker
unterscheiden als die Durchschnittsein-
kommen. Die durch den 60 %-Wert
des Medianeinkommens definierte Ar-
mutsrisikoschwelle liegt auf Bundes-
ebene um 133 Euro höher als der Ver-
gleichswert, der durch die 50 %-Gren-
ze des arithmetischen Mittelwerts der
Einkommens bestimmt wird. Dies ver-
deutlicht, in welchem Maße Einkom-
mensanalysen und insbesondere Grö-
ßen wie Durchschnittseinkommen und
Armutsrisikoschwellen von normativen
Entscheidungen über Gewichtungsfak-
toren, Mittelwerte und Armutsrisiko-
grenzen abhängen.

3.2.2 Armutsrisikoquoten 
nach dem EU-Konzept 
bezogen auf regionalspezifische
Mittelwerte und Mittelwert Bund

Im Folgenden wird dargestellt, wie
sich die unterschiedlichen Konzepte
zur Messung relativer Einkommensar-

mut auf die Höhe der Armutsrisiko-
quoten auswirken. Auf der Ebene des
Bundes liegt die Armutsrisikoquote
bezogen auf das EU-Konzept um 1,2
Punkte höher als bei Anwendung der
Armutsdefinition, die sich auf den
50 %-Wert des arithmetischen Mittels
bezieht. Dieser Unterschied ist auf
der Ebene der neuen Bundesländer
noch größer. Das deutlich höhere
Median-Einkommen und der höhere
Schwellenwert von 60 % nach dem
EU-Konzept führen zu einer Armuts-
risikoquote, die um 2 Punkte über
der nach dem NRW-Konzept berech-
neten Quote liegt. Diese Unterschie-
de bestehen unabhängig davon, ob
der bundesweite oder der regional-
spezifische Mittelwert als Bezugsgrö-
ße für die Berechnung der Armutsrisi-
koschwelle gewählt wird. 

Als weiteres Ergebnis dieser Untersu-
chung ist festzuhalten, dass der Unter-
schied der Armutsrisikoquoten zwi-
schen den alten und neuen Bundeslän-
dern bei Anwendung des EU-Konzep-
tes größer ist als bei Armutsanalysen
auf der Grundlage der alten OECD-Ska-
la mit der am arithmetischen Mittel-
wert orientierten Armutsgrenze. 

Insgesamt zeigen die vorliegenden
Auswertungen, dass die Anwendung
des EU-Konzeptes, das auf der neuen
OECD-Skala und dem 60 %-Wert des
Median-Einkommens als Armutsrisi-
kogrenze beruht, in diesem Fall bei
gleicher Datenquelle zu höheren Ar-

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) Mittelwert: Median,  Äquivalenzskala: neue OECD-Skala, Armutsrisiko-
schwelle: 60% des Mittelwerts – 2) Mittelwert: arithmetisches Mittel, Äquivalenzskala: alte OECD-Skala,
Armutsrisikoschwelle: 50% des Mittelwerts

5. Durchschnittliche Nettoäquivalenzeinkommen sowie Armutsrisiko-
schwellen im Mai 2003 nach Regionen und Art des Berechnungskonzepts*)

Region

EU-Konzept1)

Mittelwert
Armuts-
risiko-

schwelle

NRW-Konzept2)

Mittelwert
Armuts-
risiko-

schwelle

Alte Bundesländer
Neue Bundesländer

EUR

1 233
1 067

 740
 640

1 239
1 015

 620
 508

Deutschland 1 220  732 1 198  599
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Abb. 3 Armutsrisikoquoten im Mai 2003 nach Berechnungsart 
und Regionen*)
bundesweiter Mittelwert als Bezugsgröße

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse des Mikrozensus
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mutsrisikoquoten führt als die An-
wendung des Armutskonzeptes der
NRW-Sozialberichterstattung, das die
alte OECD-Skala verwendet und die
Armutsrisikoschwelle bei 50 % des
arithmetischen Mittelwerts der Ein-
kommen festlegt. 

3.3 Bedeutung der Wahl 
der Äquivalenzskala 
für die Armutsgefährdung

Die Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen Konzepten zur Berech-
nung von Armutsrisikoquoten sind
nicht nur im Hinblick auf das allge-
meine Niveau der Armutsgefähr-
dung, sondern auch auf die Zusam-
mensetzung der armutsgefährdeten
Population zu sehen.

Um die Reichweite der Auswirkun-
gen der Entscheidung für eine Äqui-
valenzskala zu demonstrieren, wer-
den im Folgenden relative Einkom-
menspositionen sowie Armutsrisiko-
quoten auf Basis der neuen und der
alten OECD-Skala gegenübergestellt.
Zur Berechnung des Durchschnitts-
einkommens wird das arithmetische
Mittel verwendet, als Armutsrisiko-
grenze 50 % von diesem.

Die niedrigeren Äquivalenzgewichte
der neuen OECD-Skala für weitere Per-
sonen im Haushalt haben zur Folge,
dass sich für Mehrpersonenhaushalte
bessere Einkommenspositionen und
damit niedrigere Armutsrisikoquoten
ergeben. Der Effekt der niedrigeren
Gewichtung ist umso stärker, je mehr
Personen in einem Haushalt leben und
insbesondere je mehr Kinder im Alter
von unter 15 Jahren vorhanden sind.
Demzufolge zeigen sich besonders
gravierende Unterschiede für Perso-
nen in Haushalten, in denen drei oder
mehr Kinder leben, ihre relative Ein-
kommensposition verbessert sich bei
Anwendung der neuen OECD-Skala
von 65,5 % auf 75,2 %, ihre Armutsri-
sikoquote fällt von 38,9 auf 27,4. 

Für allein Lebende hingegen erhöht
sich das Armutsrisiko bei Verwendung
der neuen OECD-Skala, da sie auf die-
se Art in Relation zur alten OECD-Ska-
la gegenüber weiteren Haushaltsmit-
gliedern stärker gewichtet werden:

Nach Gewichtung mit der alten
OECD-Skala haben allein Lebende
mit 105,8 % eine überdurchschnittli-
che, nach Gewichtung mit der neuen
OECD-Skala eine mit 92,4 % deutlich
unterdurchschnittliche Einkommens-
position. Die Armutsrisikoquote al-
lein Lebender erhöht sich bei einem
Wechsel von der alten auf die neue
Skala von 13,9 auf 19,4.

Die Gewichtung mit der neuen
OECD-Skala führt damit auch zu an-
deren altersspezifischen Armutsrisi-
ken. Während die Armutsrisikoquote
für Kinder niedriger liegt als nach
der alten OECD-Skala, liegt sie bei äl-
teren Menschen, welche einen ver-
gleichsweise hohen Anteil an allein
Lebenden aufweisen, höher.

4 Fazit

Mit dem vorliegenden Beitrag wurde
gezeigt, dass die Messung von relati-
ver Einkommensarmut mit Entschei-
dungen verbunden ist, die wesentli-
chen Einfluss auf die Ergebnisse der
Berechnung von Ausmaß und Struk-
tur der Armutsrisiken in der Bevölke-
rung haben.

Die Entscheidung für eine Äquiva-
lenzskala zur Berechnung gewichte-
ter Pro-Kopf-Einkommen hat Auswir-

kungen auf die Höhe der Armutsrisi-
koquoten sowie auf die Unterschie-
de der Armutsgefährdung zwischen
verschiedenen sozialen Gruppen. Die
Entscheidung für ein Mittelwertkon-
zept beeinflusst direkt das mittlere
Einkommen – und damit auch die
Armutsrisikoschwelle – sowohl in
Höhe als auch in Stabilität gegen-
über Veränderungen der Einkom-
mensverteilung. Die Entscheidung
für eine Armutsrisikogrenze als Pro-
zentsatz des mittleren Einkommens
hat schließlich einen direkten Ein-
fluss auf die Höhe der Armutsrisiko-
quoten. Schließlich ist zu entschei-
den, in Bezug auf welches (regiona-
le) Durchschnittseinkommen die re-
lative Einkommensarmut gemessen
werden soll, dies ist insbesondere be-
deutsam, wenn mehrere Regionen
verglichen werden sollen.

Ein Konzept für die Messung relati-
ver Einkommensarmut beinhaltet so-
mit die Kombination mehrerer Ent-
scheidungen, die – je nach Einkom-
mensverteilung und Sozialstruktur
der Bevölkerung – unterschiedlich
auf die Höhe und Verteilung von Ar-
mutsrisiken innerhalb der Bevölke-
rung wirken. Aus diesem Grund kön-
nen Armutsrisikoquoten, die auf Ba-
sis verschiedener Konzepte berech-
net wurden, nicht miteinander ver-
glichen werden.

*) Ergebnisse des Mikrozensus – 1) durchschnittliches Nettoäquivalenzeinkommen der Personen mit den
jeweiligen soziostrukturellen Merkmalen im Verhältnis zum durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommen
der Bevölkerung insgesamt in % – 2) Zahl der Personen mit einem Nettoäquivalenzeinkommen von weniger
als 50 % vom arithmetischen Mittel der Nettoäquivalenzeinkommen der Gesamtbevölkerung je 100 Perso-
nen mit entsprechenden sozialstrukturellen Merkmalen – 3) mit mindestens einem Kind im Alter von unter
18 Jahren 

6. Einkommensverteilung und Einkommensarmut in Deutschland im Mai 2003
nach OECD-Äquivalenzskalen und ausgewählten sozialen Gruppen*)

Soziale Gruppe
Relative Einkommensposition1)

 alte OECD-Skala neue OECD-Skala

Armutsrisikoquote2)

 alte OECD-Skala neue OECD-Skala

Bevölkerung insgesamt 

Allein Lebende 

100 100

105,8 92,4

13,5 12,8

13,9 19,4
Paare mit Kind(ern)3)

Allein Erziehende3)

Haushalte ohne Kind

85,9
63,0

93,5
65,2

111,8 106,9
Haushalte1) mit ... Kind(ern)
1
2
3 und mehr

90,1 94,8
82,9
65,5

91,2
75,2

17,4
39,5

12,8
35,6

9,0 10,8

14,6 13,0
18,1
38,9

13,3
27,4

Alter von ... 
bis unter .... Jahren
unter 18
18 – 30

80,3
91,3

87,5
91,6

30 – 45 
45 – 65 
65 und mehr

103,0
115,2

103,9
113,4

99,9 93,9

22,8
18,3

17,5
18,6

13,1
8,8

11,5
9,5

8,1 10,2
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In dieser Veröffentlichung wurde an-
hand von Mikrozensusdaten für die
alten und neuen Bundesländer sowie
für das Bundesgebiet insgesamt ge-
zeigt, welche konkreten Auswirkun-
gen die einzelnen zu treffenden Ent-
scheidungen haben und welche Un-
terschiede sich schlussendlich durch
die Anwendung unterschiedlicher
Konzepte zur Messung relativer Ein-
kommensarmut ergeben.

Dazu wurde das in der Sozialberich-
terstattung NRW verwendete Kon-
zept, das sich an der alten OECD-Ska-
la orientiert, präsentiert und dem
EU-Konzept, welches auch auf Bun-
desebene verwendet wird, gegen-
übergestellt. Die Ergebnisse veran-
schaulichen die Auswirkungen der
methodischen Konzepte auf Höhe
und Struktur der Armutsrisiken und
deren sozialpolitische Relevanz. 

Diese Ergebnisse zeigen: Es besteht
noch erheblicher Diskussions- und
Abstimmungsbedarf, wenn das Ziel
einer kohärenten Sozialberichter-
stattung in Deutschland und eine
bessere Vergleichbarkeit der bislang
unterschiedlich konzipierten Sozial-
berichte von Bund und Ländern er-
reicht werden soll.
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2006

Band 35
Z 08 1 2006 59
2,50 EUR

Zur Möglichkeit der Regionalisierung privater Einkommen 
auf die Gemeinden Nordrhein-Westfalens
Dr. Marco Scharmer

Einkommensverteilung und Armutsrisikoquoten im Bund-Länder-Vergleich 
– Analysen mit dem Mikrozensus 2003
Diplom-Sozialwissenschaftlerin Karin Habenicht, Diplom-Sozialwissenschaftler Alfred Hullmann, Yvonne Bergmann

Band 34
Z 08 1 2006 58
2,50 EUR

Band 33
Z 08 1 2006 57
2,50 EUR

Strukturinformationen zum Arbeitsmarkt 3. Quartal 2005
Erwerbsverhalten älterer Menschen
Diplom-Sozialwissenschaftlerin Karin Habenicht

Auswirkungen des demografischen Wandels – Kurzfassung – Teil II
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH

Band 32
Z 08 1 2006 56
3,00 EUR

Bildungsreport NRW 2006:

Informationen zu ausgewählten Bildungsbereichen
Bettina Lander M. A.

Die Arbeitsmarktintegration von jungen Erwachsenen 2004
Dr. Wolfgang Seifert

Band 31
Z 08 1 2006 55
3,00 EUR

Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen 
Nordrhein-Westfalens 2005 bis 2025/2050
Dr. Kerstin Ströker

Band 30
Z 08 1 2006 54
3,00 EUR

Band 29
Z 08 1 2006 53
3,00 EUR

Bedeutung der Türkei für den Außenhandel des Landes Nordrhein-Westfalen
Diplom-Volkswirt Nils Radmacher-Nottelmann

Datenangebot und Datenzugang im Forschungsdatenzentrum 
der Statistischen Landesämter
Dr. Sylvia Zühlke, Diplom-Sozialwissenschaftlerin Helga Christians

Das Studienkontenmodell an den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen: 
Auswirkungen auf die Studierendenzahlen
Birgit Kempf, Anne Schopp, Anja Gehrcken

Nachfrage nach Dienstleistungen 2003
Heike Schrankel, Diplom-Statistikerin Katharina Götz

Die Arbeitsmarktintegration von jungen Erwachsenen 
mit Migrationshintergrund in NRW
Dr. Wolfgang Seifert

Band 28
Z 08 1 2006 52
3,00 EUR

Gründungen und Schließungen in Deutschland 
– Ein Konzept zur demografischen Auswertung des Unternehmensregisters 
Diplom-Kauffrau Ingrid Kaack

Strukturelle Entwicklung der Landwirtschaft von 1971 bis 2003
Diplom-Volkswirt Hartmut Kopmeier

Wirtschaftliche Aspekte der Studierenden 1996 und 2004
Lars Kuhlmeier, Dr. Wolfgang Seifert

Verwendung von Verwaltungsdaten für konjunkturstatistische Zwecke
Diplom-Kauffrau Ingrid Kaack

Personal und Finanzen der öffentlich bestimmten Fonds, Einrichtungen, 
Betriebe und Unternehmen (FEU) in privater Rechtsform im Jahr 2003
Diplom-Volkswirt Peter Emmerich
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2006

Band 27
Z 08 1 2006 51
3,00 EUR

Der Weg zu einem ersten registergestützten Zensus
in Deutschland im Jahre 2011
Diplom-Volkswirt Helmut Eppmann, Diplom-Statistiker Josef Schäfer

Ergänzende Strukturmerkmale zur Erwerbstätigenrechnung
– Unterscheidung nach „Vollzeit-“ und „Nicht-Vollzeiterwerbstätigen"
Diplom-Ingenieur Hans Menge, Miriam Sperl

Ausgaben des Jahres 2005

Wirtschaftskraft und Wirtschaftsentwicklung 
in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens
Dr. Marco Scharmer

Band 26
Z 08 1 2005 58
2,50 EUR

Band 25
Z 08 1 2005 57
11,00 EUR

Strukturinformationen zum Arbeitsmarkt 2. Quartal 2005
Flexible Arbeit – Arbeitszeiten in NRW
Diplom-Soziologin Eva Munz

Auswirkungen des demografischen Wandels, Teil I
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH; Diplom-Mathematiker Paul Berke

Band 24
Z 08 1 2005 56
3,00 EUR

Bildungsmobilität: 
Wie weit fällt der Apfel vom Stamm?
Dr. Wolfgang Seifert

Räumliche Mobilität und Übergänge von Erwerbslosigkeit in Erwerbstätigkeit
Katja Möhring, Dr. Sylvia Zühlke

Zeitverwendung der privaten Haushalte
– Vergleich der Zeitbudgeterhebungen 2001/02 gegenüber 1991/92
Heike Schrankel

Band 23
Z 08 1 2005 55
2,50 EUR

Ein sachgebietsübergreifendes Berichtskreismanagement bei den Fonds, Einrichtungen 
und wirtschaftlichen Unternehmen in den Finanz- und Personalstatistiken
Diplom-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich

Erstmalige Verarbeitung der Dateien der Industrie- und Handelskammern 
im nordrhein-westfälischen Unternehmensregister
Diplom-Soziologe Matthias Wieckmann

Ausmaß und Folgen unbeobachteter Übergänge 
im Rahmen des Mikrozensus-Panels 
Ergebnisse empirischer Analysen
Diplom-Soziologe Michael Konold

Band 22
Z 08 1 2005 54
3,00 EUR

Indikatoren der Erwerbstätigkeit 
Ergänzung der Erwerbstätigen-„Kopfzahlen“ durch „Vollzeit-Äquivalente“ 
und „Standard-Arbeitsvolumen“ – Modellrechnungen für die Kreise in NRW
Diplom-Ingenieur Hans Menge

Pendlerverflechtungen in Nordrhein-Westfalen – Analyse der revidierten Ergebnisse
Dr. Marco Scharmer

Band 21
Z 08 1 2005 53
2,50 EUR

Auswirkungen des demografischen Wandels – Kurzfassung – Teil I
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH

Band 20
Z 08 1 2005 52
2,50 EUR

Nordrhein-westfälisches Unternehmensregister im Einsatz
Eine Methodenbeschreibung mit ersten Auswertungsergebnissen 
Diplom-Volkswirtin Doris Blechinger

Datenqualität bei Online-Erhebungen in privaten Haushalten
Diplom-Soziologin Anke Gerhardt
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2005

Band 19
Z 08 1 2005 51
3,40 EUR

Umweltökonomische Gesamtrechnungen (UGR) Nordrhein-Westfalens
– Basisdatenanalyse – 
Dr. Leontine von Kulmiz

Geheimhaltung mit Makrodaten – Das Beispiel der Beherbergungsstatistik
Diplom-Volkswirt Nils Radmacher-Nottelmann

Die erste Online-Erhebung der amtlichen Statistik bei Privathaushalten
– ein Projektbericht
Diplom-Soziologin Anke Gerhardt

Ausgaben des Jahres 2004

Arbeitsplatz- und Berufswechsel 
Dr. Wolfgang Seifert

Band 18
Z 08 1 2004 56
2,10 EUR

Gesamtwirtschaftliche Investitionen: Schlüssel zur ökonomischen Leistungsfähigkeit
von Regionen? Ein Vergleich der regionalen Investitionstätigkeit
Dr. Marco Scharmer

Arbeitsuchende und Methoden der Arbeitsuche in NRW
Diplom-Mathematiker Paul Berke

Band 17
Z 08 1 2004 55
3,00 EUR

Von der Volkszählung 1987 zum registergestützten Zensus 2010?
Diplom-Volkswirt Helmut Eppmann

Die Qualität der kommunalen Melderegister in Nordrhein-Westfalen 
– Ergebnisse des Zensustests
Dr. Michael Forster

Ergänzende Verfahren für einen künftigen registergestützten Zensus
Diplom-Statistiker Josef Schäfer

Ergebnisse des Zensustests
Statistische Ämter des Bundes und der Länder

Band 16
Z 08 1 2004 54
6,10 EUR

Die Entwicklung der kreisfreien Städte und Kreise 
in Nordrhein-Westfalen

Band 15
Z 08 1 2004 53
2,10 EUR

Die Umsatzsteuerstatistik als Quelle wirtschaftsstatistischer Analysen
Diplom-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck

Chefin oder Chef: Neu zu gründende Gewerbebetriebe im Jahre 2003 
unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten
Diplom-Volkswirtin Doris Blechinger

Aspekte des Erwerbsverhaltens älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Ergebnisse des Mikrozensus 1996 und 2003
Daniel Lois, Diplom-Soziologin Anke Gerhardt

Band 14
Z 08 1 2004 52
2,10 EUR

Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten 
und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2002 bis 2020/2040
Diplom-Ökonom Udo Nockemann

Die Arbeitskosten im Produzierenden Gewerbe 
und in ausgewählten Dienstleistungsbereichen im Jahr 2000
Diplom-Volkswirt, Diplom-Kaufmann Hermann Marré

Band 13
Z 08 1 2004 51
2,10 EUR

Die Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder
Dr. Sylvia Zühlke, Diplom-Volkswirt Markus Zwick, Diplom-Sozialwirt Sebastian Scharnhorst, 
Diplom-Soziologe Thomas Wende

Die Messung von Äquivalenzeinkommen und Armutsquoten 
auf der Basis des Mikrozensus
Dr. Johannes Stauder, Wolfgang Hüning
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2003

Band 12
Z 08 1 2003 56
3,00 EUR

Europäische Umfrage zur Nutzung von Informations- und Kommunikations-
technologien in privaten Haushalten 2002
Heike Schrankel

Arbeitslosigkeit, Erwerbslosigkeit, Stille Reserve
– unterschiedliche Messkonzepte zur Beschreibung der Beschäftigungslücke
Dr. Wolfgang Seifert

Der Verbraucherpreisindex – Inflationsmessung in NRW und in der EU
Diplom-Kaufmann Bernd Kreuels

Rentner sein und Rentner werden: Rentnereinkommen und private Altersvorsorge 
– Ergebnisse des Mikrozensus 
Dr. Olivia Wüthrich-Martone

Band 11
Z 08 1 2003 55
3,00 EUR

Räumliche Mobilität und Familienzyklus
– Eine Analyse auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
Dr. Johannes Stauder

Lebenslagen älterer Menschen
Dr. Johannes Stauder

Band 10
Z 08 1 2003 54
3,50 EUR

Entwicklung des Gastgewerbes 1998 bis 2002
Diplom-Soziologin Petra Rose

Ausgaben im Schulwesen – Eine schulformbezogene Untersuchung
Diplom-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich, Werner Fleischmann, 
Joachim Hohmeyer, Gerd Körner, Frank Breuers

Band 9
Z 08 1 2003 53
4,00 EUR

Soziale und wirtschaftliche Situation allein Erziehender
Diplom-Sozialwissenschaftler Gerhard Lenz, Yvonne Bergmann

Band 8
Z 08 1 2003 52
2,00 EUR

Strukturdaten zur Entstehung der Gewerbesteuer 1998
– Ergebnisse der Gewerbesteuerstatistik
Diplom-Ökonom Lars Stegenwaller

Die Arbeitsmarktintegration ausländischer Selbstständiger
Veysel Özcan, Dr. Wolfgang Seifert

Empfängerinnen und Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 
am Jahresende 2001 im Querschnitt
Diplom-Volkswirt Klaus Joggerst

Band 7
Z 08 1 2003 51
4,70 EUR

Arbeitszeitflexibilisierung und Normalarbeitsverhältnis 
– Entwicklungen und Trends 1998 bis 2001
Diplom-Sozialwissenschaftler Alfred Hullmann, Dr. Wolfgang Seifert und Bertram Cloos

Arbeitsplatzstrukturen und Tätigkeiten der Erwerbstätigen
– Ergebnisse des Mikrozensus 2000
Diplom-Mathematiker Paul Berke, Günter Scheibel

Ausgaben des Jahres 2002

Band 6
Z 08 1 2002 56
1,30 EUR

Datenbedarf der Wissenschaft – Ein Bericht des Forschungsdatenzentrums 
der statistischen Landesämter über die erste Nutzerbefragung
Dr. Sylvia Zühlke und Uwe Hetke

Band 5
Z 08 1 2002 55
2,30 EUR

Die neue Insolvenzstatistik im Licht der Ergebnisse 1999– 2001 
Diplom-Ökonom Lars Stegenwaller

Neue Typisierungen von Haushalten und Lebensformen für den Mikrozensus
Dr. Johannes Stauder

Wenn sich Paare trennen – die Bedeutung der Arbeitsteilung
in Beruf und Haushalt für die Ehestabilität
Dr. Johannes Stauder
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2002

Noch: Band 5
Z 08 1 2002 55
2,30 EUR

Treibhausgase und ozonschichtschädigende Stoffe
Erik Lüngen

Band 4
Z 08 1 2002 54
4,50 EUR

Die Mehrfachfallprüfung im Zensustest 2001 – Konzeption und Ablaufplan
Dr. Marco Scharmer

Die Statistiktauglichkeit der Einwohnermelderegister
– Untersuchungen im Rahmen des Zensustests 2001
Dr. Michael Forster

Postalische Gebäude- und Wohnungszählung im Zensustest 2001 – Erfahrungen in NRW
Diplom-Sozialwirt Sebastian Scharnhorst und Dr. Henrik Egbert

Die Haushaltegenerierung im Zensustest 2001
– Eine neue Methode in der amtlichen Statistik
Dr. Marco Scharmer

Band 3
Z 08 1 2002 53
10,00 EUR

Die Rolle der Haushaltebefragung im Zensustest 2001
Diplom-Statistiker Josef Schäfer

Mobilität und Verkehrsverhalten 
der Ausbildungs- und Berufspendlerinnen und -pendler
Diplom-Sozialwissenschaftler Alfred Hullmann und Bertram Cloos

Band 2
Z 08 1 2002 52
2,50 EUR

Testerhebung 2000: „Statistische Erfassung von Wohnungslosigkeit“ 
– Erfahrungsbericht
Diplom-Statistikerin Katharina Götz und Bernd Goritzka

Band 1
Z 08 1 2002 51
3,20 EUR

Anpassung der Kreisberechnungen der Bruttowertschöpfung 
an das neue Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
Diplom-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck

Haushaltstypisierung im Rahmen des registergestützten Zensustests
Dr. Marco Scharmer

Die Ermittlung des Wohnungsinhabers im Rahmen der Gebäude- 
und Wohnungszählung (GWZ) und deren Bedeutung für die Haushaltegenerierung
Dr. Henrik Egbert und Dr. Marco Scharmer

Räumliche Mobilität und Arbeitsmarktprozesse
– Eine Analyse auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
Dr. Sylvia Zühlke und Uwe Hetke

Sicherung persönlicher Angaben in Tabellendaten
Diplom-Physiker Rüdiger Dietz Repsilber

Das Personal des Landes am 30. Juni 2000
– Regionalisierte Ergebnisse der Personalstandstatistik
Diplom-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich
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